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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers 
und des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter Welche und wie viele Publikationen des Herfor- 

Waltemathe der Militärverlages E. S. Mittler & Sohn GmbH 

(SPD) hat das Presse- und Informationsamt der Bundes- 

regierung bisher erworben, und welche Kosten 
sind dafür in welchem Haushaltstitel ent- 
standen? 

Antwort des Staatssekretärs Ost 
vom 18. November 1986 

Das Presse- und Informationsamt der Bundesregierung hat für Zwecke 
der verteidigungs- und sicherheitspolitischen Öffentlichkeitsarbeit im 
Verlauf der 10. Legislaturperiode folgende Publikationen vom Verlag 
E. S. Mittler & Sohn GmbH, Herford und Bonn, in Abstimmung mit dem 
Bundesministerium der Verteidigung angekauft: 

1. Buchbender-Bühl-Quaden: „Wörterbuch zur Sicherheitspolitik ", 
1985, 600 Exemplare. 

2. „Strategie und Rüstungskontrolle im Widerstreit — Zahlen - Fakten — 
Daten", Auszug aus Buchbender-Bühl-Quaden: „Sicherheit und Frie- 
den", Handbuch 1986, 2. Auflage, 6220 Exemplare. 

Die beiden Ankäufe sind in Höhe von 49540 DM aus Einzelplan 14 
Kapitel 01 Titel 531 02 finanziert worden. Es handelt sich um Haushalts- 
mittel des Bundesministeriums der Verteidigung, die vom Presse- und 
Informationsamt verwaltet werden. 

3. „Der Mittler-Brief", vierteljährlicher Informationsdienst zur Sicher- 
heitspolitik, Ausgabe Nr. 2, 2. Quartal 1986 zum Thema „Reizwort 
, Binäre C-Waffen' - zur öffentlichen Diskussion um chemische Kampf- 
stoffe", Ankauf einer größeren Stückzahl in Höhe von 10 000 DM aus 
Einzelplan 03 Kapitel 04 Titel 53123. 

Zweck der Ankäufe war die gezielte Information von Multiplikatoren- 
Kreisen und der interessierten Öffentlichkeit. 

Die Ankäufe stellten die kostengünstigste Realisierung der beabsichtig- 
ten Maßnahmen dar. Eigenproduktionen wären erheblich aufwendiger 
gewesen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


Treffen Pressemeldungen zu, daß aus der Estni- 
schen Sowjetrepublik nach dem Reaktorunglück 
von Tschernobyl etwa 4 000 Menschen zwangs- 
rekrutiert und zur Arbeit in die Unglücksgegend 
geschickt wurden, viele von ihnen später an den 
Strahlenfolgen gestorben sind, daß unter ande- 
rem ihre Aufgabe darin bestand, bei allen 
Schwangeren Abtreibungen vorzunehmen und 
daß wegen Arbeitsverweigerung zwölf Men- 
schen erschossen wurden? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 18. November 1986 

Dem Auswärtigen Amt hegen keine Erkenntnisse über den Wahrheitsge- 
halt der von Ihnen erwähnten Pressemeldungen vor. 


2. Abgeordneter 

Krey 

(CDU/CSU) 
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3. Abgeordneter Welche Schritte hat die Bundesregierung unter- 

Krey nommen, um den Wahrheitsgehalt dieser Mel- 

(CDU/CSU) düngen aufzuklären, und welche Schritte wird 

sie gegebenenfalls unternehmen, um bei der So- 
wjetregierung gegen Menschenrechtsverletzun- 
gen dieser Art zu protestieren? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 18. November 1986 

Das Eintreten für die Einhaltung der Menschenrechte ist traditionell ein 
wichtiges Element der Auswärtigen Politik der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Die Bundesregierung hat dies bei dem am 4. November 1986 in 
Wien begonnenen KSZE-Folgetreffen zum Ausdruck gebracht. Sie wird 
erforderlichenfalls bei den jeweils betroffenen Regierungen zur Wahrung 
der Menschenrechte vorstellig. Jedoch kann es nicht Aufgabe der Bun- 
desregierung sein, wegen einzelner, als spektakulär einzustufender Pres- 
semeldungen bei der betroffenen Regierung Nachforschungen anzustel- 
len. Ihr ist auch nicht bekannt, daß eine andere westliche Regierung 
versucht hat, diese Meldung bei der sowjetischen Regierung auf ihre 
Richtigkeit hin zu überprüfen. Im übrigen hat die Sowjetunion die in 
Frage stehenden Meldungen in scharfer Form zurückgewiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


4. Abgeordneter Wie viele Polizisten aus den Ländern Chüe, Gua- 

Ströbele temala, El Salvador und Peru besuchten seit Ja- 

(DIE GRÜNEN) nuar 1985 die Pohzeiführungsakademie Hütrup, 

und welchem Zweck dienten diese Besuche der 
Polizisten aus den einzelnen oben genannten 
Ländern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 17. November 1986 

Aus den Ländern Chüe, Guatemala, El Salvador und Peru haben seit 
Januar 1985 keine Polizisten die Pohzeiführungsakademie in Münster 
(Hütrup) besucht. 


5. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Bundesminister des Innern 
zum 1. Januar 1987 neue Richtzahlen über die 
Selbstbewirtschaftungsmittel des erweiterten 
Katastrophenschutzes in Kraft setzen wird, und 
wie verändert sich dadurch die Mittelzuweisung 
für den Brandschutzdienst im erweiterten Kata- 
strophenschutz, der von den kommunalen Frei- 
willigen Feuerwehren wahrgenommen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 17. November 1986 

Ab 1. Januar 1987 soüen neue Richtzahlen des Bundesamtes für Zivü- 
schutz der Verteüung der Selbstbewirtschaftungsmittel des erweiterten 
Katastrophenschutzes zugrunde gelegt werden. 

Die Richtzahlen dienen zum einen der Ermittlung des Mittelbedarfs zum 
Zwecke der Haushaltsaufsteüung, zum anderen als Maßstab der Vertei- 
lung der Haushaltsmittel vom Bund bis auf die Kreisebene. Die Richtzah- 
len können immer nur bundesdurchschnittliche Richtwerte darsteüen. 


2 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode Drucksache 1 0/6541 


Darüber hinaus kann bei kreis- bzw, regierungsbezirksübergreif enden 
Bedarfsunterschieden ein Mittelausgleich zwischen den Kreisen/kreis- 
freien Städten oder sogar zwischen Regierungsbezirken erfolgen. 

Die bisherigen Richtzahlen stammen aus dem Jahr 1972. Sie berücksich- 
tigen nicht sachgerecht und einheitlich die kostenbegründenden Fakto- 
ren und mußten daher dringend überarbeitet werden. Dies hat der Bun- 
desminister der Finanzen zur Voraussetzung der Bemessung der Haus- 
haltsansätze gemacht. Er hat insbesondere auf folgende Mängel der 
bisherigen Richtzahlen hingewiesen: 

1. Sie sind in sich unsystematisch und teüweise nicht nachvollziehbar, 

2. sie sind im einzelnen nicht fortschreibungsfähig, weil sie seinerzeit in 
zu starkem Maße auf Grund von Pauschalbetrachtungen festgesetzt 
worden sind, 

3. sie berücksichtigen nicht die heutige Preissituation, 

4. sie begründen nicht sachgerecht den für den Dienst- und Ausbil- 
dungsbetrieb aus heutiger Sicht notwendigen Gesamtfinanzierungs- 
bedarf und geben daher keine geeignete Handhabe, eventuelle 
Bedarfssteigerungen glaubhaft zu begründen. 

Die neuen Richtzahlen erfassen die fach dienstspezifischen wesentlichen 
Kostenarten nach objektiven Kriterien, so daß alle Fachdienste in nach- 
vollziehbarer Weise die für die Wahrnehmung ihrer jeweiligen Bundes- 
aufgabe erforderlichen Geldbeträge erhalten. Für den Brandschutzdienst 
bedeutet dies zwar eine Verringerung der Zuweisung um rund 18 v. H. 
gegenüber der Zuweisung nach alten Richtzahlen, denn er hatte vorher 
relativ mehr als die anderen Fachdienste erhalten. Die Minderung ergibt 
sich in erster Linie dadurch, daß mit den neuen Richtzahlen berücksich- 
tigt werden mußte, daß die auf Bundeskosten durchzuführende so- 
genannte besondere Ausbildung des Brandschutzes für den Verteidi- 
gungsfall unstreitig viel kürzer ist als die vom Bund zu finanzierende 
Ausbildung anderer Fachdienste. Dies liegt daran, daß die Länder/Kom- 
munen den Brandschutz laufend zur Erfüllung ihrer friedensmäßigen 
Aufgaben in Anspruch nehmen und dafür dann auch die Ausbildungsko- 
sten tragen müssen. Auch das ist unbestritten. Diese Sachlage wurde von 
den alten Richtzahlen nicht ausreichend berücksichtigt, worauf vor allem 
der Bundesrechnungshof wiederholt hingewiesen hat. 

Sieht die Verwaltungsvorschrift über die Einfüh- 
rung bzw. Veränderung von Richtzahlen über 
die SelbstbewirtschaLftungsmittel im erweiterten 
Katastrophenschutz eine Beteiligung und das 
„Herstellen des Benehmens" zwischen dem 
Bund einerseits und den Ländern, Kommunen 
und Organisationen des Katastrophenschutzes 
andererseits vor, und welche Stellungnahmen 
wurden dazu, insbesondere vom Deutschen 
Feuerwehrverband, abgegeben? 


93. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 17. November 1986 

Nach Nummer 18 Abs. 2 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift über 
die Kosten der Erweiterung des Katastrophenschutzes von 1972 ist bei der 
Festsetzung der Richtzahlen für die Jahresbeträge das Benehmen zwi- 
schen dem Bundesamt für Zivilschutz und den Ländern herzustellen. Das 
Bundesamt für Zivilschutz hat dieser Vorschrift entsprochen und darüber 
hinaus den Hilfsorganisationen, dem Deutschen Feuerwehrverband und 
den kommunalen Spitzenverbänden als Vertreter der Gemeinden, die 
Träger des Brandschutzdienstes sind, Gelegenheit zur Stellungnahme 
gegeben. 
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Die Resonanz auf die neuen Richtzahlen war weitgehend positiv. Wenn- 
gleich auch ein Teil der Länder die Minderung für den Brandschutzdienst 
bedauerte, sind keine Beanstandungen zur Vollständigkeit der zu- 
grunde gelegten Kostenfaktoren oder Schlüssigkeit vorgetragen worden. 
Auch der beteiligte Deutsche Feuerwehrverband hat keine system- 
immanente Fehler im Rechnungssystem moniert. 

Mit der Leitung des Deutschen Feuerwehrverbandes sind jedoch inzwi- 
schen erneute bilaterale Gespräche aufgenommen worden, um beste- 
hende Auffassungsunterschiede auszuräumen. Ich bin gern bereit, Sie zu 
gegebener Zeit über das Ergebnis dieser Gespräche zu unterrichten. 

Im übrigen ist darauf hinzuweisen, daß die Feuerwehren auch Träger 
anderer Fachdienste des erweiterten Katastrophenschutzes, insbeson- 
dere des ABC-Dienstes sind, deren Mittelanteü sich nach den neuen 
Richtzahlen zum Teil beträchtlich erhöht, so daß sich nach den Berech- 
nungen des Bundesamtes für Zivilschutz die Mittelzuweisungen insge- 
samt an die Feuerwehren bundesweit nicht verändern werden. 


7. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


Kann der Bundesminister des Innern ohne eine 
Erhöhung der Finanzmittel das bis 1990 laufende 
Konsolidierungsprogramm für den erweiterten 
Katastrophenschutz erfüllen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 17. November 1986 


Mit den von der Bundesregierung nach der mittelfristigen Finanzplanung 
vorgesehenen Ansätzen ist die Erfüllung des Konsohdierungsprogramms 
zeitgerecht möglich. 


8. Abgeordneter 

Hansen 

(Hamburg) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 17. November 1986 

Nach dem Reaktorunfall in Tschernobyl haben zahlreiche Gespräche 
seitens des Bundesministeriums des Innern mit den anderen Ressorts, den 
Ländern, den im Katastrophenschutz mitwirkenden Hilfsorganisationen, 
dem Deutschen Feuerwehrverband, den kommunalen Spitzenverbänden 
und der Bundesärztekammer hinsichtlich des Krisenmanagements sowie 
weiterer sicherheitsrelevanter Verbesserungen stattgefunden. Es wird 
angestrebt, diese Gespräche so bald wie möglich zu einem einvernehm- 
lichen Abschluß zu bringen. Dies wird bei der Vielzahl der Interessen und 
unter Berücksichtigung der unterschiedlichen verfassungsmäßigen 
Zuständigkeiten nicht vor Jahresende möglich sein. Alsdann werden die 
erforderlichen Maßnahmen zur Umsetzung in die Wege geleitet. 

Die vom Bundesminister des Innern angestrebten Sofortmaßnahmen 
konnten wegen der fortgeschrittenen Haushaltsaufstellung für das Jahr 


Wann wird der Bundesminister des Innern die 
Ergebnisse der Beratungen über die notwendi- 
gen Maßnahmen auf dem Gebiet des Katastro- 
phenschutzes nach den Erfahrungen auf Grund 
des Reaktorunfalls in Tschernobyl hinsichtlich 
des Krisenmanagements sowie weiterer sicher- 
heitsrelevanter Verbesserungen veröff entliehen, 
und können die vom Bundesminister des Innern 
am 22. September 1986 angekündigten Sofort- 
maßnahmen für 1987 nach gegenwärtigem 
Stand der Haushaltsberatungen realisiert 
werden? 
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1987 nicht in vollem Umfang durchgesetzt werden. Ein Einstieg in die 
Realisierung ist nach dem letzten Stand der Haushaltsberatungen jedoch 
wie folgt vorgesehen: 

I. Nach § 2 Abs. 1 in Verbindung mit § 11 Abs. 1 des Entwurfs des 
Strahlenschutzvorsorgegesetzes - StrVG - wird das Bundesamt für 
Zivüschutz (Warndienst) mit Meßaufgaben beauftragt (Gamma-Orts- 
dosisleistung). Die Erfüllung dieses gesetzlichen Auftrags erfordert 
folgende haushaltsmäßigen Konsequenzen für 1987 im Einzelplan 36 

- Zivüe Verteidigung 

a) Beschleunigte Umrüstung des vorhandenen 
Meßnetzes zur Messung der Gamma-Orts- 
dosisleistung mit Geräten der zweiten 
Generation (880 Meßstellen) 

- Veranschlagung bei Kapitel 36 04 Titel 812 33 

+ 8,9 Millionen DM 

b) Zehn Mobüe Meßeinrichtungen für 
nuklid-spezifische Messungen der 
Bodenablagerungen 

- Veranschlagung bei Kapitel 36 04 Titel 812 33 

+ 2,0 Millionen DM 

c) Mehrbedarf für das Institut für 
Atmosphärische Radioaktivität (IAR) 

- Personalkosten für fünf Stellen 
bei Kapitel 36 04 Titel 425 01 

-I- 0,3 Millionen DM 

- Datenverarbeitungsanlagen 
einschließlich Software, 

Kapitel 36 04 bei Titel- 
gruppe Datenverarbeitung 

+ 2,4 Milhonen DM 

- Sonstige Kosten 

(z. B. Geschäftsbedarf, 

Bewirtschaftung, Mieten usw.) 

Kapitel 36 04 + 0,4 Millionen DM 

+ 3,1 Miüionen DM 

zusätzhch insgesamt: + 14,0 Millionen DM 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat dem Maßnah- 
menkatalog am 13. November 1986 zugestimmt mit der Maßgabe, daß 
die Stellen und Mittel einfach gesperrt sind. Die Sperre ist deshalb 
erforderlich, weü das Strahlenschutzvorsorgegesetz noch nicht 
abschließend parlamentarisch beraten ist. 

II. Für den übrigen Bereich des Katastrophenschutzes ist als Maßnahme 
vorgesehen, die Kapazität zur Feststellung von radioaktiver Kontami- 
nation zu erhöhen. 

Für diesen Zweck werden im Haushalt 1987 4 Millionen DM umge- 
schichtet: 

Erstbeschaffung von zunächst 

a) 860 Kontaminations-Nachweisgeräten 

b) 1 720 Stabdosimetern mit hoher Meßempfindlichkeit 

zum Nachweis geringer Strahlungsintensitäten 

c) 3 440 leichten Kontaminations- Schutzanzügen 

zum Einsatz der ABC-Helfer aller Fachdienste bei 
großflächigen radiologischen Gefährdungslagen 

- Veranschlagung bei Kapitel 36 04 Titel 812 42 
Unterteil 2 durch Umschichtung im 

gleichen Titel 4 Millionen DM 
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Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der 
Löschzug LZW wegen fehlender Schlauchwagen 
derzeit fahrzeugmäßig nicht komplett und ein- 
satzfähig ist, und trifft es zu, daß die vorgesehene 
Verlastung von Schlauchmaterial auf beizuord- 
nende Lastkraftwagen technisch nicht realisier- 
bar ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 18. November 1986 

Die Löschzüge LZW gehören zu dem Potential des erweiterten Katastro- 
phenschutzes, das der Bund für Einsatzzwecke im Verteidigungsfall 
finanziert. Bei der Erarbeitung der Stärke- und Ausstattungsnachweisun- 
gen der LZW des erweiterten Katastrophenschutzes wurden die 
Schlauchwagen seinerzeit nicht zur Beschaffung, sondern zur Beorde- 
rung nach dem Bundesleistungsgesetz vorgesehen. Die friedensmäßige 
Einsatzfähigkeit der Löschzüge wird dadurch grundsätzlich nicht in 
Frage gestellt, weü von dem ausreichenden Vorhandensein von 
Löschwasserentnahmestellen, z. B. Hydranten, ausgegangen werden 
kann. Im Interesse einer Verbesserung der friedensmäßigen Verwend- 
barkeit dieses Bundespotentials und zur Ausräumung der bestehenden 
Schwierigkeiten, Schlauchmaterial auf zu beordernde Lastkraftwagen zu 
verlasten, lasse ich jedoch zur Zeit prüfen, ob aus heutiger Sicht einer 
Beschaffung von Schlauchwagen gegenüber ihrer nach StAN vorgesehe- 
nen Beorderung der Vorzug zu geben ist. Gegebenenfalls werde ich 
anstreben, die Zustimmung des Bundesministers der Finanzen zu einer 
Änderung der StAN im Sinne der Beschaffung von Schlauchwagen zu 
erwirken. 

10. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die StAN 

Ibrügger LZW dementsprechend zu ändern und die für 

(SPD) das komplette Fahrzeug SW 2 000 erforderlichen 

Mittel noch im laufenden Konsolidierungspro- 
gramm bereitzustellen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 18. November 1986 

Ja, falls die unter Ziffer 9 genannte Prüfung zu einem positiven Ergebnis 
führt. 

11. Abgeordneter Wann wird die Bundesregierung dafür Sorge 

Ibrügger tragen, daß der Rüstwagen RW 1 entgegen der 

(SPD) augenblicklichen Praxis gemäß StAN vollstän- 

dig mit Spreizer geliefert werden kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 18. November 1986 

Der Spreizer gehörte bisher nicht zur Ausstattung. Dies hat sich inzwi- 
schen geändert. Ab 1987 wird der Spreizer für den RW 1 beschafft. 
Bereits ausgelieferte Fahrzeuge werden im Laufe der Zeit nachgerüstet. 
Der Deutsche Feuerwehrverband wurde in diesem Sinne vor kurzem 
informiert. 

12. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung meine Auffassung, 

Ibrügger daß die wegen Überalterung auszusondernden 

(SPD) Fahrzeuge des Brandschutzdienstes im erweiter- 

ten Katastrophenschutz erst dann eingezogen 
werden, wenn hierfür die notwendige Ersatz- 
heferung bereitsteht, weü sonst der Zug des 


9. Abgeordneter 

Ibrügger 

(SPD) 
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Brandschutzdienstes nicht einsatzfähig ist und 
die zugehörigen Aktiven ihre im Zusammen- 
hang mit der Freistellung (gemäß § 8 Abs. 2 Ka- 
tastrophenschutzgesetz) eingegangenen Dienst- 
verpflichtungen nicht erfüllen können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 18, November 1986 

Diese Auffassung wird voll geteüt. Soweit im Einzelfall von dem Prinzip 
des Austausches Zug um Zug abgewichen wird, liegt dies nur daran, daß 
einzelne Fahrzeuge wegen Verkehrsunsicherheit sofort stillgelegt wer- 
den müssen, noch bevor ein Ersatzfahrzeug unter Beachtung der für die 
Vergabe öffentlicher Aufträge geltenden Bundesvorschriften beschafft 
werden kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


13. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 

Weinhoter bislang ergriffen, um entsprechend der Auffor- 

(SPD) derung des Deutschen Bundestages vom 17. Ja- 

nuar 1980 (Drucksache 8/3435) auf EG-Ebene 
eine gemeinschaftliche Regelung zu erwirken, 
nach der bei Gebrauchtwagen, die bereits ein- 
mal der Umsatzbesteuerung unterlegen haben, 
der erneute Umsatz nicht nochmals der Besteue- 
rung voll unterworfen wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 15. November 1986 

Der 8. Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung einstimmig dazu 
auf gefordert, für die Verwirklichung der im Vorschlag für eine 7. Richtli- 
nie zur Harmonisierung der Umsatzsteuern enthaltenen Gebrauchtwa- 
genregelung einzutreten, hierbei allerdings darauf zu achten, daß die 
Steuerausfälle und die Verwaltungserschwernisse sich in Grenzen hal- 
ten. Die Bundesregierung hat sich auf der Grundlage dieser Entschlie- 
ßung stets für eine schnelle Entscheidung über den Richtlinienvorschlag 
eingesetzt. Bereits im Jahr 1980 ist jedoch ein deutscher Antrag, im Rat 
für Steuerfragen wenigstens eine Vorabentscheidung über den Anwen- 
dungsbereich der 7. EG-Richtlinie zu erreichen, ohne Erfolg geblieben, 
weü kein anderer Mitgliedstaat diese Initiative unterstützte. Darüber 
hinaus war der Richtlinienvorschlag als vorrangig in das Programm der 
deutschen Ratspräsidentschaft im ersten Halbjahr 1983 auf genommen 
worden. Trotz aller Bemühungen der deutschen Delegation im Rat der 
EG konnten jedoch bis jetzt keine nennenswerten Beratungsfortschritte 
erzielt werden. Die Bundesregierung wird dennoch weiterhin alles tun, 
um wenigstens eine Teüeinigung auf dem Gebiet der Gebrauchtwagen 
zu erreichen. 

14. Abgeordneter Welche Regelung ist beim derzeitigen Stand 

Weinhofer der Vorarbeiten zu einer 7. Umsatzsteuer- 

(SPD) richtlinie beabsichtigt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 15. November 1986 

Zwischen den Mitgliedstaaten bestehen erhebliche Meinungsverschie- 
denheiten darüber, für welche Gegenstände eine Sonderregelung in der 
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7. EG-Richtlinie vorgesehen und wie diese ausgestaltet werden soll. Hin- 
sichtlich der Gebrauchtwagen haben sich auf Sachverständigenebene die 
meisten Delegationen für eine Gemeinschaftsregelung ausgesprochen. 
Auf Grund des Ergebnisses der letzten Beratungen ist zu erwarten, daß 
den Delegationen hierzu in Kürze ein neuer Kompromißvorschlag vorge- 
legt werden wird. 

15. Abgeordneter 

Weinhofer 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Häfele 
vom 15. November 1986 

Die Bundesregierung sieht sich auf Grund der Regelung in Artikel 32 der 
6. EG-Richtlinie zur Harmonisierung der Umsatzsteuern vom 17. Mai 
1977 nach wie vor daran gehindert, den gesetzgebenden Körperschaften 
die Einführung einer nationalen Sonderregelung zur Umsatzbesteuerung 
von Gebrauchtwagen vorzuschlagen. Nach Absatz 2 dieser Vorschrift 
dürfen die EG -Mitgliedstaaten bis zur Verabschiedung einer Regelung 
über Gebrauchtgegenstände auf Gemeinschaftsebene zwar bestehende 
Sonderregelungen auf diesem Gebiet beibehalten, jedoch keine neuen 
Sonderregelungen einführen. 

Treffen die Pressemeldungen zu, wonach 
die Material-Depot-Betriebsgesellschaft mbH 
(MDBG) mit Sitz in Bonn Untersuchungen dar- 
über durchführt, wie einerseits Arbeitsplätze für 
deutsche Zivilbedienstete bei den US -Streitkräf- 
ten wegrationalisiert werden können und ande- 
rerseits ein Wechsel der Arbeitskräfte im näch- 
sten Frühjahr in der Form erfolgen kann, daß die 
festangestellten deutschen zivüen Arbeitskräfte 
entlassen und deren Aufgaben von privaten 
Dienstleistungsgesellschaften übernommen wer- 
den, die jetzt schon ehemalige Zeitsoldaten an- 
werben, die sich mit einer Sicherheitsüberprü- 
fung einverstanden erklären und über gute Eng- 
lischkenntnisse verfügen müssen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 20. November 1986 

Die Pressemeldungen treffen nicht zu. Die Material- Depot- Betriebsge- 
sellschaft mbH (MDBG) hat Untersuchungen, wie sie ihr in den Meldun- 
gen unterstellt werden, nicht durchgeführt und führt auch gegenwärtig 
keine durch. 

17. Abgeordnete 

Frau 

Will-Feld 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bereich 
des Flugplatzes Hahn das Formblatt 2768 mit 
einem Fragenbogen an die deutschen Angestell- 
ten verteüt worden ist, mit dem zum einen eine 
arbeitsmedizinische Untersuchung als Ergän- 
zung zur Krankengeschichte gefordert wird und 


16. Abgeordnete 

Frau 

Will-Feld 

(CDU/CSU) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
im Hinblick darauf, daß der in Artikel 32 der 
6. Umsatzsteuerrichtlinie genannte Termin 
31. Dezember 1977 für eine gemeinschaftliche 
Regelung über die Besteuerung von Gebraucht- 
gegenständen bereits seit langem verstrichen 
ist, die Bundesrepublik Deutschland EG -recht- 
lich nicht daran gehindert ist, nunmehr eine Son- 
derregelung über die Besteuerung von Ge- 
brauchtwagen zu treffen? 
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zum anderen Fragen gestellt werden wie: Aus- 
künfte über stärkere Blutungen als gewöhnlich, 
Ausscheidungen und Schwellungen bis hin zu 
Fragen über Beschwerden mit Schmerzen wäh- 
rend des Geschlechtsverkehrs? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 20. November 1986 

Das Hauptquartier der US-Air Force Europe hat bereits am 16. Mai 1986 
angeordnet, daß das Formblatt 2768 - ergänzende Krankengeschichte - 
bei arbeitsmedizinischen Untersuchungen der örtlichen Arbeitnehmer 
der US-Air Force in der Bundesrepublik Deutschland vorläufig nicht 
mehr verwendet wird. Das Hauptquartier beabsichtigt, das Formblatt, 
gegen dessen Fragenkatalog von mehreren Seiten Bedenken erhoben 
wurden, unter Berücksichtigung des deutschen Arbeitsrechtes zu überar- 
beiten, soweit es für arbeitsmedizinische Untersuchungen örtlicher 
Arbeitnehmer zur Anwendung kommen soll. 


18. Abgeordnete 

Frau 

Will-Feld 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß ein deutscher Angestellter des 
Flugplatzes Hahn gegen diesen Fragenbogen 
beim Arbeitsgericht Mainz geklagt hat, die US- 
Streitkräfte, die sich mit der für den Angestellten 
positiven Entscheidung nicht zufrieden geben 
wollten, in die Berufung gegangen sind, und was 
gedenkt die Bundesregierung in diesem Zusam- 
menhang zu tun, um dem Artikel 56 des Zusatz- 
abkommens zum NATO-Truppenstatut bei den 
US- Streitkräften Geltung zu verschaffen, wo- 
nach die zivüen Bediensteten der NATO- Streit- 
kräfte denselben Vorschriften unterhegen wie 
die zivüen Angestellten der Bundeswehr? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 20. November 1986 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß zwei örtliche Arbeitnehmer der 
US-Air Force Europe -beide Feuerwehrmänner auf dem Flugplatz 
Hahn — im Frühjahr 1986 vor dem Arbeitsgericht Mainz auf Feststellung 
geklagt haben, daß sie nicht verpflichtet seien, die für sie vorgeschriebe- 
nen arbreitsrechtiichen Untersuchungen auf Feuerwehrdiensttauglich- 
keit durch das US-Hospital des Flugplatzes Hahn durchführen zu lassen. 
Die Verwendung des Formblatts 2768 bei diesen Untersuchungen spielte 
dabei nur zu Beginn der Prozesse eine Rolle. Nachdem in den Verhand- 
lungsterminen seitens der Beklagten erklärt worden war, daß die Ver- 
wendung des Formblattes inzwischen ausgesetzt sei, ist diese Frage in 
den inzwischen ergangenen klageabweisenden Urteüen des Arbeitsge- 
richts Mainz nicht mehr behandelt worden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


19. Abgeordneter 

Hinsken 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis 
einer Studie des Kieler Institutes für Weltwirt- 
schaft, durchgeführt im Auftrag des schleswig- 
holsteinischen Wirtschaftsministeriums, daß die 
zur Ankurbelung des inländischen Tourismusge- 
schäfts erfolgten Förderungen wesentlich weni- 
ger positive Wirkung hätten als bisher ange- 
nommen? 


9 



Drucksache 1 0/6541 Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 20. November 1986 

Die Bundesregierung hat mehrfach auch gegenüber dem Deutschen 
Bundestag dargelegt, daß der Feststellung des Beitrags des Fremdenver- 
kehrs zum Bruttosozialprodukt nach wie vor nicht gelöste methodische 
und Datenerfassungsprobleme entgegenstehen (so insbesondere in 
Drucksache 9/2082 zu Frage 2.1). Auch das Kieler Institut stößt an die 
engen Grenzen, die die Datenlage zieht, und muß daher eine Reihe von 
Annahmen und Schätzungen vornehmen, die die Aussagefähigkeit der 
Ergebnisse beeinträchtigen können. 

Bei der ermittelten und von der Öffentlichkeit mit Überraschung aufge- 
nommenen Größenordnung der Wertschöpfung des Fremdenverkehrs 
handelt es sich im übrigen um eine Durchschnittsgröße für das gesamte 
Land. Wegen der regionalen Konzentration des Fremdenverkehrs ist die 
Bedeutung des Fremdenverkehrs in Teügebieten - auch nach Aussage 
des Gutachtens - erheblich höher. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß die Untersuchung - in zutreffen- 
der Erkenntnis der eingeschränkten Aussagefähigkeit der Daten - eine 
wertende Aussage über die Effizienz der Fördermaßnahmen weder ent- 
hält noch unmittelbar zuläßt. 

Hält es die Bundesregierung für erforderlich, daß 
der Ausbildungsablauf bei den Lehrlingen im 
Baugewerbe geändert wird, nachdem vom Bau- 
gewerbe beklagt wird, daß zahlreiche Ausbü- 
dungsplätze unbesetzt sind und diese Situation 
mit darauf zurückzuführen ist, daß die Lehrlinge 
im Baugewerbe ein Berufsgrundschuljahr zu ab- 
solvieren haben und in dieser Zeit keine Vergü- 
tung erhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 20. November 1986 

Der Bundesregierung sind keine Klagen aus der Bauwirtschaft bekannt, 
wonach der Rückgang der Auszubüdenden im Baugewerbe auf die 
derzeit geltenden Ausbildungsvorschriften zurückzuführen ist. Durch 
Änderung der Verordnung über die Beruf sausbüdung in der Bauwirt- 
schaft, die am 1. August 1985 in Kraft getreten ist, ist im übrigen sämtli- 
chen Belangen des Baugewerbes in Fragen der betrieblichen Ausbüdung 
umfassend Rechnung getragen worden. 

Der Bundesregierung ist auch kein Zusammenhang zwischen der Einfüh- 
rung eines schulischen Berufsgrundbildungsjahres im Berufsfeld Bau- 
technik in einigen Bundesländern und der geringen Nachfrage nach 
Ausbildungsplätzen im Baugewerbe bekannt. Außerdem unterhegt das 
schulische Beruf sgrundbüdungsjahr der ausschließlichen Gesetzge- 
bungskompetenz der Länder für das Schulwesen. Sollte es daher zu den 
von Ihnen geschilderten Konsequenzen kommen, wäre es Sache der 
betroffenen Länder, ihre Entscheidung für die Einführung eines Berufs- 
grundschuljahres zu überprüfen. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


20. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


21. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Welche Erkenntnisse hegen der Bundesregie- 
rung über die Ursachen für den zu niedrigen 
Sauerstoffgehalt des Wassers in der Kieler Förde 
und im Kattegat und das dadurch verursachte 
Fischsterben vor? 
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22. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Welche Bedeutung für die zum Fischsterben füh- 
rende Entwicklung haben die Zuleitungen von 
Phosphor und Stickstoff über die Flüsse und un- 
mittelbar vom Land aus, und welche Mengen an 
Phosphor und Stickstoff werden von deutschen 
Flüssen und von der deutschen Ostseeküste aus 
jährlich in die Ostsee geleitet? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 

vom 12. November 1986 

1. Über die Ursachen für den zu niedrigen Sauerstoffgehalt des Wassers 
in der Kieler Förde und im Kattegatt und das dadurch verursachte 
Fischsterben hegen keine eindeutigen wissenschaftlich gesicherten 
Erkenntnisse vor. Ebenso fehlen sichere Aussagen, welche Bedeutung 
die Zuleitungen von Phosphor und Stickstoff über die Flüsse oder 
unmittelbar von Land aus für die zum Fischsterben führende Entwick- 
lung haben. Es ist jedoch wahrscheinlich, daß eine erhöhte Nährstoff- 
konzentration im Ostseewasser zu einer erhöhten pflanzlichen Plank- 
tonproduktion (Algenblüte) führt, welche eine erhöhte Sauerstoffzeh- 
rung im bodennahen Wasser zur Folge hat, die zum Fischsterben 
beiträgt. 

Im einzelnen dürfte von folgenden Wirkungszusammenhängen auszu- 
gehen sein: 

Sauerstoffmangel im bodennahen Wasser tritt in der Regel dann auf, 
wenn durch stabüe Wasserschichtung der bei Abbauprozessen ver- 
brauchte Sauerstoff nicht von der Oberfläche her erneuert werden 
kann. Zehrungsvorgänge können durch Zufuhr von abbaubarem 
Material - z. B. pflanzlichem Plankton, das auf der Wasseroberfläche 
produziert wird und auf den Meeresboden absinkt- beschleunigt 
werden. 

Die westwindbedingten Niedrigwasserstände an unserer Ostseeküste 
führen zum erhöhten Abfluß des sauerstoffreichen, salzarmen und 
damit leichteren Oberflächenwassers und begünstigen damit das Ein- 
dringen sauerstoffarmen, salzigen und damit schwereren Tiefenwas- 
sers in die Förden und Buchten. 

Diese Phänomene sind auf Grund der geographischen und morpholo- 
gischen Gegebenheiten für die Ostsee typisch: Kattegat und Ostsee 
sind infolge unterschiedlicher Wassertemperaturen, vor allem aber 
durch unterschiedliche Salzkonzentrationen, streng geschichtet. Hier- 
durch wird eine vertikale Durchmischung und damit eine Sauerstoff- 
versorgung der unteren Wasserschichten weitgehend verhindert. 

Die Zuleitungen von Pflanzennährstoffen, z. B. Phosphor und Stick- 
stoff, können die Produktion pflanzlichen Planktons als Ausgangs- 
punkt für spätere Sauerstoff zehr ende Abbauprozesse intensivieren. 
Der ursächliche Zusammenhang zwischen erhöhtem Nährstoffgehalt 
einerseits und erhöhter pflanzlicher Planktonproduktion andererseits 
ist nicht ausreichend geklärt; es ist durchaus denkbar, daß zahlreiche 
zusätzliche Faktoren - etwa meteorologische Einflüsse, Lichteinwir- 
kung, Wasser- und Lufttemperatur, Salzgehalt des Wassers - in bisher 
unerkannten Wechselwirkungen diese Entwicklungen steuern. Quan- 
titative Abschätzungen dieser Zusammenhänge als Grundlage denk- 
baren Handelns sind derzeit noch nicht möglich. 


2. Über die Mengen an Phosphor und Stickstoff, die von deutschen 
Flüssen und von der Ostseeküste aus jährlich in die Ostsee geleitet 
werden, gibt es folgende Angaben: 
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Für den jährlichen Eintrag von Phosphor und Stickstoff vom Gebiet 
der Bundesrepublik Deutschland in die Ostsee hat das Land Schles- 
wig-Holstein folgende Mengen auf Grund von Messungen und Ver- 
gleichsberechnungen ermittelt: 



Phosphor (P) 
Tonnen 
je Jahr 

Stickstoff (N) 
Tonnen 
je Jahr 

Bezugs- 

jahr 

Unmittelbare 




Einleitungen 

541 

5 380 

1985 

Eintrag 




über Flüsse 

1 830 

11 000 

1983 

Summe 

2 371 

16 380 



Für die Gesamteinträge in die Ostsee wurden im Rahmen des Interna- 
tionalen Übereinkommens über den Schutz der Meeresumwelt des 
Ostseegebiets (Helsinki-Übereinkommen) 62 000 Tonnen bis 
77 000 Tonnen Phosphor (P) je Jahr und 800 000 Tonnen bis 
1 200 000 Tonnen Stickstoff (N) je Jahr geschätzt. 

3. Zu Ihren Fragen ergänzend möchte ich noch auf folgendes hin weisen: 

Wissenschaftliche Untersuchungen über die dargestellten, noch unge- 
klärten Zusammenhänge werden allenthalben vorangetrieben: So ist 
insbesondere das Institut für Meereskunde der Universität Kiel mit 
solchen Fragestellungen befaßt. Auf Veranlassung des Bundesmini- 
sters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit läßt das Umwelt- 
bundesamt gegenwärtig die Fragen des Nährstoffhaushaltes von 
Nord- und Ostsee in einer Reihe von Forschungsvorhaben umfassend 
untersuchen. In diesem Rahmen spielen Phosphor- und Stickstof f ge - 
halte der Meere und deren Auswirkungen auf die Meeresumwelt eine 
entscheidende Rolle. Die Erkenntnisse aus diesen Vorhaben werden 
Zug um Zug in nationales Handeln sowie in internationale Initiativen 
umgesetzt. Auch internationale Gremien im Rahmen der Konventio- 
nen von Paris, Oslo und Helsinki sowie des Internationalen Rates für 
Meeresforschung konzentrieren sich auf diese Problematik. 


23. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Äußerungen von 

Stockhausen Prof. Weinschenck bestätigen, daß die staatliche 

(CDU/CSU) Agrarpolitik umweltfeindlich sei und die Land- 

wirte zu einer immer höheren Intensität zwinge 
(vgl. Der Hessenbauer Nr. 42/86)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gallus 
vom 12. November 1986 

Die Bundesregierung kann sich der Auffassung von Prof. Weinschenck 
nicht anschließen. Landwirte nutzen zwar wie andere Unternehmer die 
sich ihnen bietenden Möglichkeiten zur Verbesserung ihrer Einkom- 
menssituation. Hierzu gehört aber nicht nur die Intensivierung der Pro- 
duktion, sondern vor allem auch die Anwendung produktionsmittelspa- 
render und kostensenkender technischer Fortschritte. So hat sich der 
Einsatz mineralischer Stickstoffdünger trotz weiterer Ertragssteigerun- 
gen seit 1980 stabilisiert. Die Landwirte sind bemüht, den ökologischen 
Belangen Rechnung zu tragen, um die Leistungsfähigkeit des Naturhaus- 
halts und die Nutzungsfähigkeit der Naturgüter zu erhalten. Maßnahmen 
zur Verminderung des Betriebsmitteleinsatzes und Verfahren einer 
umweltschonenden Agrarproduktion bilden einen wesentlichen Schwer- 
punkt der staatlichen Forschungsförderung. 


12 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 1 0/6541 


Eine Vielzahl leistungsfähiger bäuerlicher Familienbetriebe ist am besten 
in der Lage, die vielfältigen Aufgaben für unsere Umwelt zu erfüllen. Die 
Bundesregierung hat daher die Maßnahmen im Bereich der Agrarstruk- 
tur-, Agrarsozial- und Steuerpolitik verstärkt darauf ausgerichtet, die 
wirtschaftliche und soziale Situation der bäuerlichen Familienbetriebe zu 
verbessern. Bei der Maßnahmengestaltung finden Aspekte der Erhaltung 
der Naturgüter und der gewachsenen Kulturlandschaft zunehmend 
Berücksichtigung. Die Bundesregierung tritt bei ihren Vorschlägen zur 
Neuorientierung der EG -Agrarpolitik u. a. für Maßnahmen der Extensi- 
vierung der Produktion sowie zur Freisetzung von landwirtschaftlich 
genutzten Flächen für Zwecke des Naturschutzes und der Landschafts- 
pflege ein und trägt außerdem durch zahlreiche gesetzliche Bestimmun- 
gen dazu bei, negative Umweltwirkungen landwirtschaftlicher Produk- 
tionsweisen auszuschließen oder zu verringern. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 


24. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Wie viele Besucher hatten in den Jahren 1982, 
1983, 1984, 1985 und im ersten Halbjahr 1986 die 
Grenzinformationszentren im nord- und osthes- 
sischen Zonenrandgebiet besucht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 14. November 1986 


In der Zeit vom 1. Januar 1982 bis 30. Juni 1986 wurden in den Grenzin- 
formationsstellen im Werra-Meißner-Kreis insgesamt 132 743 Personen 
betreut. Diese Besucherzahl teüt sich wie folgt auf: 


Informationsstelle 

1982 

1983 

1984 

1985 

1. Halb- 
jahr 
1986 

Eschwege 

(Kreis) 

8810 

14 027 

11275 

11366 

5997 

Eschwege 

(Bundesgrenzschutz) 

12 479 

15407 

11665 

20181 

8491 

Witzenhausen 

(Kreis) 

4 347 

(1983 wurde die Informations- 
stelle geschlossen) 

Witzenhausen 

(Zoll) 

— 

940 

4 431 

2254 

1073 

insgesamt: 

25 636 

30374 

27371 

33 801 

15 561 


25. Abgeordneter Welche Maßnahmen sind zur Verbesserung der 

Weirich bestehenden Einrichtungen und zur Verdich- 

(CDU/CSU) tung des Netzes von Grenzinformationszentren 

von der Bundesregierung geplant? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 14. November 1986 

Die Bundesregierung hat den drei betroffenen Landkreisen über das 
Land Hessen für dieses Jahr zunächst 290000 DM für die Informations- 
und Betreuungsarbeit zur Verfügung gestellt. Davon erhielt der Werra- 
Meißner-Kreis 70 000 DM. 
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Wie Ihnen bereits in Beantwortung Ihrer Anfrage vom 17. April 1986 
mitgeteilt, ist die Bundesregierung bereit, für die Verbesserung des 
Informationssystems an der innerdeutschen Grenze die entsprechenden 
Haushaltsmittel bereitzustellen. 

Das Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen hat z. B. die 
Verbesserungsvorschläge des Werratalvereins Witzenhausen zur Grenz- 
informationsarbeit aufgegriffen und mit dem Landkreis, der seinerseits 
weitere Verbesserungsvorschläge vorlegte, erörtert. Ergebnis ist, daß der 
Werra-Meißner- Kreis noch in diesem Haushaltsjahr 83 800 DM Bundes- 
mittel für die Aufstellung von Übersichtstafeln an 14 stärker frequen- 
tierten Übersichtspunkten erhält. Damit ist auch im Hinblick auf den im 
nächsten Jahr in Eschwege stattfindenden Deutschen Wandertag - mit 
20 000 erwarteten Besuchern - eine wesentliche Informationsverbes- 
serung an der Grenze gegeben. 

Die Einrichtung weiterer Grenzinformationsstellen im Werra-Meißner- 
Kreis ist in das Jahr 1987 zurückgestellt worden, da die vorgenannte 
Maßnahme Vorrang hat. Der Landkreis wird eine Prioritätenliste vor- 
legen. 

Gegen eine Anerkennung des Informationsraumes im „Haus des Gastes" 
in Bad Soden- Aliendorf als Grenzinformationsstelle und eine Verbesse- 
rung der Einrichtung im nächsten Haushaltsjahr bestehen keine Be- 
denken. 

Bei dieser Gelegenheit kann ich mitteilen, daß das Bundesministerium für 
innerdeutsche Beziehungen zur Verbesserung von Informationsstellen in 
den Kreisen Bad Hersfeld-Rotenburg und Fulda dem Bundesgrenzschutz 
und der Zollverwaltung in diesem Haushaltsjahr ebenfalls zusätzüche 
Mittel zur Verfügung stellt. 

Im übrigen sind in den letzten Jahren die Mittel für Informations- und 
Betreuungsarbeit an der innerdeutschen Grenze ständig erhöht worden. 

Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die 
Grenzinformationsstelle in Eschwege, Reichen- 
sächser Straße, auch als Anlauf stelle für auswär- 
tige Besucher der Kreisstadt zu attraktivieren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 14. November 1986 

Die Grenzinformationsstelle in Eschwege ist in dem Gebäude der Volks- 
hochschule (VHS) untergebracht. Sie wird von Mitarbeitern der VHS 
betreut. Der Vortragsraum wird auch durch die VHS genutzt. Auf Grund 
der räumlichen Gegebenheiten sind Verbesserungen, die zu einer Erhö- 
hung der Besucherzahlen beitragen könnten, nicht möglich. Das schließt 
nicht aus, daß in angemessenem Umfang eine Verbesserung der Einrich- 
tung geprüft werden kann. 


26. Abgeordneter 
Weirich 
(CDU/CSU) 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


27. Abgeordneter 
Seehofer 
(CDU/CSU) 


Kann durch die Arbeitsverwaltung gewährleistet 
werden, daß Abmeldungen aus der Arbeitslosig- 
keit unmittelbar nach Aufnahme eines Arbeits- 
verhältnisses erfolgen, und wie hoch ist der Pro- 
zentsatz der Arbeitslosen in der Statistik anzu- 
setzen, die mittlerweile wieder einer Beschäfti- 
gung nachgehen, ohne daß diese dem Arbeits- 
amt zur Kenntnis gelangte? 


14 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/6541 


28. Abgeordneter Welche Auswirkungen hatte der Wegfall der 

Seehofer persönlichen Meldepflicht auf die Zahl der als 

(CDU/CSU) arbeitslos gemeldeten Personen, die dem Ar- 

beitsmarkt tatsächlich zur Verfügung stehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 17. November 1986 

Die Arbeitslosen werden bei der Arbeitslosmeldung aufgefordert und 
ergänzend durch ein Merkblatt darauf hingewiesen, das Arbeitsamt 
sofort zu unterrichten, wenn sie eine Arbeit aufnehmen. Bezieher von 
Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe, die gesetzlich verpflichtet sind, 
eine Arbeitsaufnahme anzuzeigen, werden zusätzlich belehrt, welche 
Folgen sich für sie in leistungsrechtlicher Hinsicht und auf Grund der 
Bußgeldvorschriften ergeben können, wenn sie die Mitteüung unterlas- 
sen. Im allgemeinen werden daher Arbeitslose, vor allem Leistungsemp- 
fänger, dem Arbeitsamt die Arbeitsaufnahme mitteüen. Die Arbeitsbera- 
ter und Arbeitsvermittler erfahren von der Arbeitsaufnahme auch dann, 
wenn sie sich mit dem arbeitslos Gemeldeten zur Beratung und Vermitt- 
lung in Verbindung setzen. Arbeitslose, die weder Arbeitslosengeld noch 
Arbeitslosenhüfe beziehen, werden auf jeden Fall in Abständen von drei 
Monaten befragt, ob sie ihr Bewerberangebot und damit ihre Arbeitslos- 
meldung weiter aufrechterhalten. 

Sobald den Arbeitsämtern eine Abmeldung aus Arbeitslosigkeit bekannt 
wird, ist eine statistische Weiterführung des Arbeitnehmers als Arbeitslo- 
ser ausgeschlossen. Überschneidungsfälle - Beschäftigungsauf nähme 
ohne Abmeldung beim Arbeitsamt bei gleichzeitiger Führung als 
Arbeitsloser- lassen sich dabei, allein schon auf Grund des An- und 
Abmeldeverfahrens, nicht immer vermeiden. Der Anteü von Überschnei- 
dungsfällen bei den gemeldeten Arbeitslosen ist nicht bekannt. 

Eine Voraussetzung der statistischen Erfassung als Arbeitsloser ist deren 
uneingeschränkte Verfügbarkeit (§ 6 Abs. 3 AFG in Verbindung mit 
§ 103 AFG). Ergeben sich Zweifel, ob der Arbeitslose dem Arbeitsmarkt 
tatsächlich zur Verfügung steht, gibt es verschiedene Möglichkeiten, die 
Verfügbarkeit konkret nachzuprüfen. Dazu kann das Arbeitsamt bei- 
spielsweise einen Arbeitslosen, der Leistungen (Arbeitslosengeld, 
Arbeitslosenhüfe) bezieht, auffordern, sich persönlich zu melden (§132 
AFG). Die persönliche Meldepflicht besteht somit fort. 


29. Abgeordneter 
Kraus 
(CDU/CSU) 


Wie beurteüt die Bundesregierung den Gegen- 
satz zwischen anhaltend hoher Arbeitslosigkeit 
und der wachsenden Zahl offener Stellen, und ist 
nach ihrer Auffassung dafür unter anderem auch 
eine unzureichende individuelle Mobilität vieler 
Arbeitsloser maßgeblich? 


30. Abgeordneter 

Kraus 


(CDU/CSU) 


Teüt die Bundesregierung die Meinung, daß an- 
gesichts der höheren regionalen Mobilität der 
Berufstätigen durch die modernen Verkehrsver- 
hältnisse die Arbeitsvermittlung nicht im we- 
sentlichen auf die Grenzen der jeweiligen Ar- 
beitsamtsbezirke beschränkt sein sollte, und 
sieht sie in diesem Zusammenhang Möglichkei- 
ten, Vermittlungsbemühungen über die Grenzen 
der Arbeitsamtsbezirke hinaus auszuweiten? 


31. Abgeordneter 

Kraus 


(CDU/CSU) 


Sind Angaben zutreffend, wonach ein Sachbear- 
beiter der Arbeitsverwaltung bis zu 600 Arbeits- 
suchende zu betreuen hat, und sieht die Bundes- 
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regierung Möglichkeiten, durch Einstellungs- 
maßnahmen diesem Mißverhältnis entgegenzu- 
wirken? 


32. Abgeordneter 
Kraus 
(CDU/CSU) 


Sind Presseveröffentlichungen zutreffend, wo- 
nach über die Hälfte aller Langzeit- Arbeitslosen, 
d. h. Personen, die eineinhalb Jahre und länger 
arbeitslos sind, noch keinen einzigen Vermitt- 
lungsvorschlag erhalten haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Höpfinger 
vom 17. November 1986 

Die Besserungstendenzen am Arbeitsmarkt zeigen sich durch die Bewe- 
gungen, die sich in den Zugängen in und Abgängen aus der Arbeitslosig- 
keit widerspiegeln. Die Zugänge in Arbeitslosigkeit haben 1986 gegen- 
über dem Vergleichszeitraum des Vorjahres abgenommen, die Abgänge 
aus Arbeitslosigkeit dagegen zugenommen. Die Arbeitslosenzahl lag im 
Durchschnitt der ersten zehn Monate 1986 um rund 65 000 unter und die 
der offenen Stellen um rund 45 000 über dem Vergleichszeitraum des 
Vorjahres. 

Daß die hohe Arbeitslosigkeit noch nicht stärker abgebaut werden 
konnte, hat ihre Ursache im Hineinwachsen geburtenstarker Jahrgänge 
in das Erwerbsleben und in der wachsenden Erwerbsneigung der Frauen. 

Die individuelle Mobilität der Arbeitslosen beeinflußt dagegen den Aus- 
gleich von Angebot und Nachfrage auf dem Arbeitsmarkt nicht nennens- 
wert. Im übrigen ist die regionale Mobilität der Arbeitslosen großer 
geworden. Nach einer Verlaufsuntersuchung des Instituts für Arbeits- 
markt- und Berufsforschung haben innerhalb des Untersuchungszeit- 
raums von eineinhalb Jahren zwischen 8 v. H. und 17 v. H. der erwachse- 
nen deutschen Arbeitslosen den Wohnort gewechselt. Im Vergleich dazu 
ziehen jährlich rund 5 v. H. der gesamten Wohnbevölkerung an einen 
anderen Ort. Die regionale Mobilität der Arbeitslosen ist daher relativ 
hoch. Die berufliche Mobilität, d. h. die Bereitschaft der Arbeitslosen, 
andere berufliche Tätigkeiten zu ergreifen, ist ohnehin sehr groß. 

Die Bundesregierung teilt die Meinung, daß die Arbeitsvermittlung nicht 
auf die Grenzen der jeweiligen Arbeitsamtsbezirke beschränkt sein 
sollte. Die Bundesanstalt für Arbeit hat stets den überbezirklichen Aus- 
gleich von Arbeitskräften und offenen Stellen als arbeitsmarktpolitisch 
besonders bedeutsames und wirksames Mittel zur Verbesserung der 
Beschäftigungsstruktur sowie zur Verhütung und Beendigung von 
Arbeitslosigkeit angesehen. 

Die Arbeitsämter halten bisher schon die Stellenangebote des sogenann- 
ten Tagespendel-Bereichs vor, das sind Arbeitsorte, die ein Arbeitnehmer 
täglich in angemessener Zeit von seinem Wohnort aus erreichen kann. 
Mit der voranschreitenden Einführung der computerunterstützten 
Arbeitsvermittlung in allen Arbeitsämtern verbessern sich die techni- 
schen Möglichkeiten des überregionalen Vermittlungsausgleichs. Stel- 
lenangebote können dann in bis zu drei Dienststellen außerhalb dieses 
Tagespendel-Bereichs gezielt mitgeführt werden. 

Darüber hinaus hat die Bundesanstalt für Arbeit verschiedene Verfahren 
der überregionalen Vermittlung entwickelt. So widmen sich besondere 
Vermittlungseinrichtungen dem überregionalen Ausgleich nicht sofort zu 
erledigender Stellen- und Bewerberangebote. Veröffentlichungen von 
Stellen- und Bewerberanzeigen im Zentralen Stellenanzeiger und im 
Zentralen Bewerberanzeiger werden bei allen Dienststellen der Bundes- 
anstalt ausgelegt und darüber hinaus an Betriebe und andere Einrichtun- 
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gen versandt. Die Vermittlung von Fach- und Führungskräften bei der 
Zentralstelle für Arbeitsvermittlung in Frankfurt/Main und bei 24 Fach- 
vermittlung sdiensten in Hochschulorten ist ohnehin bundesweit. 

Zu erinnern ist auch an die verstärkten Bemühungen der Arbeitsämter, 
Arbeitnehmer aus den von großer Arbeitslosigkeit betroffenen nordwest- 
deutschen Regionen nach Süddeutschland in Regionen mit starkem Per- 
sonalbedarf zu ermitteln. 

Es ist richtig, daß derzeit eine Vermittlungsfachkraft im Monatsdurch- 
schnitt etwa 600 Arbeitsuchende zu betreuen hat. Die Bundesanstalt für 
Arbeit hat in den vergangenen zwei Jahren die Fachkräfte für Arbeitsver- 
mittlung und Arbeitsberatung um 1154 Stellen erhöht und damit der 
Arbeitsbelastung der Arbeitsämter Rechnung getragen. Sie ist überdies 
dabei, die Arbeitsorganisation durch Einführung und Ausbau der Daten- 
verarbeitung weiter zu verbessern, so daß die Mitarbeiter von Routinar- 
beiten entlastet werden und sich den Beratungsgesprächen verstärkt 
widmen können. 

Nach den Erhebungen der Bundesanstalt für Arbeit trifft die in Ihrer 
Frage 32 geäußerte Annahme nicht zu. Nach der letzten Untersuchung 
über die Bewegungen am Arbeitsmarkt wurden jedem Arbeitslosen, der 
im Erhebungszeitraum aus der Arbeitslosigkeit ausschied, durchschnitt- 
lich 1,5 Vermittlungsvorschläge unterbreitet. Drei Viertel der Arbeitslo- 
sen, die länger als ein Jahr arbeitslos waren, erhielten trotz der schwieri- 
gen Arbeitsmarktlage Angebote, 

Im übrigen liegt gerade bei längerfristig Arbeitslosen der Schwerpunkt 
der Arbeit der Arbeitsämter eher bei der Beratung über berufliche Per- 
spektiven und Fortbüdung, weü durch die Einführung von neuen Techni- 
ken berufliche Kenntnisse schneller veraltem als früher. Hier müssen 
über Bildungsmaßnahmen Wege auf gezeigt werden, wie wieder der 
Anschluß gefunden werden kann. 1986 werden die Arbeitsberater der 
Arbeitsämter etwa eine Million Beratungsgespräche durchführen; länger- 
fristig Arbeitslose sind daran überdurchschnittlich beteiligt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


33. Abgeordneter 


Würtz 

(SPD) 


Ist an die Ablösung des Seeaufklärers „Breguet 
Atlantic" bei der Bundesmarine gedacht, und 
wenn ja, wie sieht der Zeitplan und die Auswahl 
eines Nachfolgemusters aus? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 14. November 1986 

Die Marine plant, das UJagd- und Seefemaufklärungsflugzeug „Breguet 
Atlantic" abzulösen. Der Zeitplan sieht die Umrüstung ab 1995 vor. Eine 
Auswahlentscheidung wird in der Definitionsphase gegen Ende 1987 
getroffen. 


34. Abgeordneter 

Lange 

(DIE GRÜNEN) 


Wie und von wem wird der Brandschutz der 
dortigen US-Army-Einrichtungen sowie der Mu- 
nitionstransporte übernommen, und kann der 
Bundesminister der Verteidigung gewährleisten, 
daß dieser Brandschutz immer garantiert ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 14. November 1986 

Die US-Streitkräfte haben für ihr Munitionsdepot in Twisteden ein eige- 
nes Brandschutzkonzept erarbeitet. Danach sind hochwirksame automa- 
tische Löschanlagen in dem Bereich vorgesehen, wo die Munition gewar- 
tet und instand gesetzt wird. 

Außerdem wird das Depot mit trag- und fahrbarem Feuerlöschgerät 
ausgestattet. Das dort beschäftigte Personal wird in der Handhabung 
dieser Geräte eingehend geschult. 

Die US-Streitkräfte erwarten, daß die Feuerwehr der Stadt Kevelaer bei 
einem eventuellen Brandfall im Depot Löschhilfe leistet. Sie ist dazu 
grundsätzlich verpflichtet. 

Ober Art und Umfang der Löschhilfe werden Verhandlungen geführt, 
eine noch nicht abgeschlossen sind. 


35. Abgeordneter 

Lange 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Brandwehrtechniken und Löschsubstan- 
zen werden für den Brandschutz ständig bereit- 
gehalten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 14. November 1986 

Die von der US-Army im Brandfall angewandten Löschtaktiken und 
-techniken entsprechen den auch im deutschen Bereich üblichen Verfah- 
ren und Techniken. Die Lösch Wasserversorgung wird durch unterirdische 
Zisternen sichergestellt. Außerdem werden Löschpulver und Schaum als 
Löschmittel vorgehalten. 


36. Abgeordneter Welche Oberflächen (in Hektar) wird der ge- 

Lange plante Bau von NATO- Versorgungsdepots bei 

(DIE GRÜNEN) Grebenau, Leisenwald und Obersotzbach (Hes- 

sen) in Anspruch nehmen, und in welcher Höhe 
wird der Kostenanteü für die Bundesrepublik 
Deutschland kalkuliert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 14. November 1986 

Für die geplanten NATO-Versorgungslager wird jeweüs eine Fläche von 
ca. 20 Hektar benötigt. 

Im übrigen verweise ich auf die Antwort der Bundesregierung auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN, in gleicher Sache (Drucksa- 
che 10/5650). 


37. Abgeordneter Welche Ziele erhofft sich die Bundesregierung 

Lange mit dem eventuellen Bau dieser Depots zu errei- 

(DIE GRÜNEN) chen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Würzbach 
vom 14. November 1986 

Siehe Drucksache 10/5650. 
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38. Abgeordneter Kann die Bundesregierung mitteüen, ob es eine 

Stockhausen Vereinbarung zwischen den zuständigen Stellen 

(CDU/CSU) in der Bundesrepublik Deutschland und den alli- 

ierten Streitkräften gibt, Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages bei Manövern der alli- 
ierten Streitkräfte keine Auskunft zu erteilen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 17. November 1986 

Der Bundesregierung ist keine Vereinbarung zwischen deutschen Behör- 
den und den verbündeten Streitkräften bekannt, nach der Abgeordneten 
des Deutschen Bundestages bei Manövern der verbündeten Streitkräfte 
keine Auskunft zu erteüen ist. Eine solche Vereinbarung würde auch 
dem parlamentarischen Informationsanspruch widersprechen. 

Die verbündeten Streitkräfte sind daran interessiert, ihre Manöver und 
anderen Übungen im weitgehenden Einvernehmen mit der Bevölkerung 
des Gastgeberlandes und ihren Repräsentanten durchzuführen. In Infor- 
mationsveranstaltungen auf regionaler oder lokaler Ebene unterrichten 
sie Mandatsträger, Behörden, Bauernverbände und Medien über die 
Einzelheiten bevorstehender Übungen und werben um Verständnis für 
die mit der Übungstätigkeit verbundenen Belastungen und Einschrän- 
kungen. Die Veranstaltungen geben ihnen gleichzeitig einen Überblick 
über die Akzeptanz der jeweiligen Übung in der Bevölkerung und die 
Möglichkeit, begründete Bedenken und Anregungen zur Anlage und 
Durchführung der Übung zu berücksichtigen. 

Die verbündeten Streitkräfte legen jedoch Wert auf die Feststellung, daß 
ein unnüttelbares Mitspracherecht bei der Planung und Durchführung 
der Übungen nur den in Artikel 45 des Zusatzabkommens zum NATO- 
Truppenstatut genannten deutschen Behörden zukommt. Sie bitten 
daher, Fragen zu ihren Manövern zunächst mit diesen Behörden oder mit 
dem Verbindungsoffizier der Streitkräfte bei dem betroffenen Bundes- 
land zu erörtern. 


39. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei der Überar- 

Kolbow beitung/Neufassung der Zentralen Dienstvor- 

(SPD) schrift (ZDv) 10/8 „Militärische Formen und Fei- 

ern der Bundeswehr" die Bestimmungen in Ka- 
pitel (Trauerfeiern) über die Entsendung von 
Abordnungen/Ehrengeleiten der Bundeswehr 
anläßlich der Bestattung ehemaliger Berufssol- 
daten der Wehrmacht des Dritten Reiches bzw. 
Inhabern von Tapferkeitsauszeichnungen des 
Zweiten Weltkrieges dahin gehend zu ändern, 
daß die Teünahme an einer Abordnung/einem 
Ehrengeleit nicht befohlen, sondern nur auf 
freiwilliger Basis erfolgen kann? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 17. November 1986 

Die Überarbeitung und Neufassung der Zentralen Dienstvorschrift 10/8 
„Militärische Formen und Feiern der Bundeswehr" wird kapitelweise 
und nach Prioritäten geordnet vorgenommen. Dabei wurde das Kapitel 3 
„Trauerfeiern" verschiedentlich um wesentliche Regelungen ergänzt. 

Im übrigen erscheint, nach dem Stand der heutigen Erkenntnisse und 
den Erfahrungen der zurückliegenden 30 Jahre, eine Veränderung der 
geltenden Regelungen zur Beteüigung der Bundeswehr an der Bestat- 
tung ehemaliger Berufssoldaten der Wehrmacht bzw. von Inhabern von 
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Tapferkeitsauszeichnungen des Zweiten Weltkrieges vom Ritterkreuz des 
Eisernen Kreuzes an aufwärts auch nicht zwingend. Der Entsendung 
einer Abordnung oder eines militärischen Ehrengeleites hat grundsätz- 
lich eine Überprüfung vorauszugehen, ob der Verstorbene 

- schuldhaft in Verbrechen des Zweiten Weltkrieges verstrickt war oder 

- sich an antidemokratischen Aktivitäten nach dem Zweiten Weltkrieg 
beteiligt hat oder 

- wegen eines Verbrechens verurteüt wurde mit der Folge des Verlustes 
der Amtsfähigkeit, der Wählbarkeit und des Stimmrechts. 

So hat Oberst a. D. Rudel, oberster Träger der höchsten Auszeichnung 
des Zweiten Weltkrieges, kein militärisches Ehrengeleit erhalten. In ähn- 
lichen Fällen ist ein militärisches Ehrengeleit auch dann nicht angeordnet 
worden, wenn testamentarische Willensbekundungen nach letzten mili- 
tärischen Ehren Vorlagen und die Angehörigen sich nachhaltig um eine 
entsprechende Weisung des Bundesministers der Verteidigung bemüht 
hatten. 


40, Abgeordneter 

Kolbow 

(SPD) 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 17. November 1986 

Nein. Wenn - unter Anlegung der dargelegten Maßstäbe - der Bundes- 
minister der Verteidigung ein militärisches Ehrengeleit anordnet, dann 
muß diese Anordnung durchsetzbar sein, dann muß die Teilnahme einem 
Soldaten der Bundeswehr befohlen werden können. Der Soldat ist dabei 
an seine staatsbürgerliche Grundpflicht treu zu dienen und die Pflicht 
zum Gehorsam gebunden. Er kann seinerseits darauf vertrauen, daß die 
entsprechenden Befehle rechtmäßig und unter Beachtung der Menschen- 
würde zu dienstlichen Zwecken erteüt werden. Somit ist es vorrangige 
Pflicht des Dienstherrn, dafür Sorge zu tragen, daß sich jeder eingeteüte 
Soldat dieser Aufgabe auch guten Gewissens unterziehen kann. Die oben 
angeführten und beachteten Kriterien tragen diesem Anspruch Rech- 
nung. 


Sieht die Bundesregierung den Gewissenskon- 
flikt, in den zu solchen Abordnungen/Ehrenge- 
leiten befohlene Soldaten der Bundeswehr gera- 
ten können und geraten sind, indem sie ehemali- 
ge Soldaten der Wehrmacht zu ehren haben, die 
sich nach den Maßstäben des Dritten Reiches 
verdient gemacht und dafür dessen Orden erhal- 
ten haben? 


41. Abgeordneter 

Kolbow 


(SPD) 


Wenn ja, ist die Bundesregierung bereit, die 
„Kann "-Bestimmungen der Nummern 26. und 
27. des Kapitels 3 („....kann veranlaßt wer- 
den 11 /,,. . . kann befohlen werden") auch auf die 
Teünahme von Soldaten der Bundeswehr an sol- 
chen Bestattungen auszudehnen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 17. November 1986 

Es erscheint unzweckmäßig und würde die Angehörigen Verstorbener 
befremden, wenn Regelungen, die für die Bundeswehr seit 30 Jahren 
Bestand haben und das Traditionsverständnis unserer Streitkräfte wider- 
spiegeln, jetzt und ohne zwingenden Grund geändert würden. 
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Ist die Bundesregierung, auch angesichts der 
Aussage in Nummer 6. der gültigen „Richtlinien 
zum Traditionsverständnis und zur Traditions- 
pflege in der Bundeswehr 11 vom 20. September 
1982 („Ein Unrechtsregime, wie das Dritte Reich, 
kann Tradition nicht begründen"), bereit, bei der 
Neufassung der ZDv 10/8 zukünftig das Gewis- 
sen der Soldaten der Bundeswehr höher zu be- 
werten als die traditionelle Ehrung hochdeko- 
rierter Soldaten der Wehrmacht des Dritten Rei- 
ches, indem sie sie zukünftig nicht mehr zwingt, 
an deren Bestattung als Abordnung/Ehrengeleit 
teüzunehmen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 17. November 1986 

Das Gewissen eines Soldaten ist insofern „entlastet", als er darauf ver- 
trauen kann, daß er nicht zur Teünahme an der Bestattung eines Verstor- 
benen gezwungen wird, der erkennbar Schuld auf sich geladen oder die 
freiheitliche demokratische Grundordnung ab gelehnt hat. 

Sollte gleichwohl ein Soldat sich in seinem Gewissen belastet fühlen, so 
dürfte jeder Vorgesetzte, der Gewissensgründe zu respektieren hat, ihn 
von der Pflicht zur Teünahme am Ehrengeleit entbinden. Es kann davon 
ausgegangen werden, daß sich Vorgesetzte des Ranges des Gewissens 
bewußt sind und im übrigen erkennen, daß die besondere Situation des 
Todes verpflichtet, die letzten militärischen Ehren auch mit einer inneren 
Bereitschaft zu erweisen. 


42. Abgeordneter 

Kolbow 

(SPD) 


43. Abgeordneter 

Dr. Schierholz 


(DIE GRÜNEN) 


Wie viele atomare Kurz- und Mittelstreckenrake- 
ten der Typen SS 21-23 sowie der Vorgänger- 
modelle Frog, Scud und Scaleboard sind gegen- 
wärtig nach den Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung in den Staaten Osteuropas (aufgeschlüsselt 
nach den einzelnen Startländem) stationiert? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 18. November 1986 

Das Potential des Warschauer Paktes (WP) an nuklearen Kurz- und 
Mittelstreckenraketen kürzerer Reichweite in Europa wird von der Bun- 
desregierung in seiner Gesamtheit betrachtet und beurteüt. Nach sowje- 
tischer Sprachregelung handelt es sich dabei um „Raketensysteme takti- 
scher und operativtaktischer Bestimmung". Als solche sind sie integraler 
Bestandteü der WP- Landstreitkräfte und werden nach deren Führungs- 
grundsätzen ausschließlich mobü eingesetzt. Regionale Betrachtungen 
tragen diesem Aspekt nicht Rechnung. 

In diesem Zusammenhang wird auf den Bericht der Bundesregierung zur 
Rüstungskontrolle und Abrüstung 1986 verwiesen, in dem u. a. auch 
Angaben über die wichtigsten derartigen Waffensysteme von NATO und 
Warschauer Pakt enthalten sind. 


44. Abgeordneter 
Dr. Schierholz 
(DIE GRÜNEN) 


Warum wurde der Landkreis Soltau-Fallingbo- 
stel über die Tiefflüge mit unerträglicher Lärm- 
belästigung, die am 6. November 1986 zwischen 
21.00 Uhr und 21.50 Uhr über dem Zentrum der 
Stadt Soltau durchgeführt wurden, also außer- 
halb der vereinbarten Schneise, nicht informiert, 
und wie viele weitere Nachtflüge dieser Art sind 
im Raum Soltau-Fallingbostel geplant? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Ermisch 
vom 18. November 1986 

Am 6. November 1986 wurden von zwei Verbänden der Luftwaffe Nach- 
teinsätze auf dem Truppenübungsplatz Bergen-Hohne im Nachttiefflug- 
system geflogen und zwar drei TORNADO von 21.00 Uhr bis 21.15 Uhr 
und fünf TORNADO von 21.27 Uhr bis 21.57 Uhr. Die Nachttief flug- 
strecke zum/vom Truppenübungsplatz berührt den südlichen Stadtrand 
von Soltau. Informationen über Abweichungen von der festgelegten 
Flugroute liegen nicht vor. Da es sich um Routineflugbetrieb handelt, 
wird der Landkreis Soltau- Fallingbostel im Einzelfall nicht gesondert 
informiert. 

Der Truppenübungsplatz Bergen kann bei Verfügbarkeit freier Schieß- 
zeiten durch NATO-Luftstreitkräfte genutzt werden. Für das Waffensy- 
stem TORNADO wurde auf dem Truppenübungsplatz Bergen in Abstim- 
mung mit dem Heer und der NORTHAG die Möglichkeit zur Durchfüh- 
rung von Nachtwaffeneinsätzen mit Übungsmunition geschaffen. Die 
Einsätze unterliegen folgenden Beschränkungen: 

- Lediglich an einem Werktag in der Woche für ein bis eineinhalb 
Stunden bis 24.00 Uhr, 

- in maximal 21 Wochen pro Jahr innerhalb der Nachtschießzeit des 
Heeres, 

- pro Schießzeit mit sechs bis zwölf Flugzeugen, die höchstens zwei 
Überflüge durchführen (maximal 24 Überflüge), 

- in Flughöhen im Tiefflugkorridor von mindestens 1 300 Fuß über 
Grund und innerhalb des Truppenübungsplatzgeländes von 500 Fuß 
über Grund, 

- mit Geschwindigkeiten von 450 Knoten im Tiefflugkorridor und 450 
bis 500 Knoten innerhalb des Truppenübungsplatzgeländes, wobei 
der Nachbrenner nicht genutzt wird, 

- Verwendung von Übungsbomben von fünf bis 25 Pfund, die nur mit 
Blitzzünder zur Vermessung des Trefferpunktes ausgerüstet sind (kein 
Detonationsknall). 

Vor Aufnahme der regelmäßigen Nutzung durch die Truppe wurde eine 
Erprobungsphase durchgeführt, um ein zweckmäßiges, die Bevölkerung 
möglichst wenig belastendes Verfahren zu ermitteln. Das Ergebnis wurde 
am 17./ 18. April 1985 in Lüneburg und Bergen der Bevölkerung vorge- 
stellt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie, Frauen und Gesundheit 


45. Abgeordneter 

Dr. Schierholz 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, 
solchen anerkannten Kriegsdienstverweigerern 
einen „anderen Dienst im Ausland" gemäß 
§ 14 b Zivildienstgesetz zu ermöglichen, die be- 
reits vor dem Inkrafttreten der Änderung des 
Zivüdienstgesetzes zum 1. Juli 1986 sich zu 
einem solchen Dienst vertraglich verpflichtet 
hatten, allerdings mittlerweüe das 24. Lebens- 
jahr vollendet haben, und sieht die Bundesregie- 
rung die Möglichkeit einer Übergangslösung für 
von den anerkannten Trägern bereits angenom- 
mene Bewerber um einen „anderen Dienst im 
Ausland" , die zwischen 24 und 27 Jahre alt sind? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 14. November 1986 

Die am 1. Juli 1986 in Kraft getretene Regelung des § 14 b Zivildienstge- 
setz (ZDG) - Andere Dienste im Ausland - schreibt vor, daß anerkannte 
Kriegsdienstverweigerer diesen Dienst im Ausland vor Vollendung des 
24. Lebensjahres angetreten haben müssen, um nicht zum Zivildienst 
herangezogen zu werden (§ 14 b Abs. 1 Nr. 1 ZDG). Dabei handelt es sich 
um eine Ausschlußfrist, bei der keine Ausnahmen vorgesehen sind. Der 
Gesetzgeber hat diese Frist festgelegt, damit bei einem mögüchen 
Abbruch dieses Dienstes noch ausreichend Zeit verbleibt, den anerkann- 
ten Kriegsdienstverweigerer zum regulären Zivildienst heranzuziehen. Er 
konnte deshalb auf die Altersgrenze auch nicht für eine Übergangszeit 
verzichten. Die Bundesregierung kann daher ihrerseits keine andere 
Regelung treffen. 


46. Abgeordneter Was veranlaßt die Bundesregierung, im Falle der 

Dr. Schierholz Kriegsdienstverweigerer J. Sch. und W. M. die 

(DIE GRÜNEN) Entscheidung des Prüfungsausschusses für 

Kriegsdienstverweigerer in Ulm nicht hinzuneh- 
men, sondern gemäß der Aussagen des Parla- 
mentarischen Staatssekretärs Würzbach und Zi- 
vüdienstbeauftragten Hintze notfalls bis zum 
Bundesverwaltungsgericht zu verfolgen, um die- 
sen in Nicaragua tätig gewesenen Kriegsdienst- 
verweigerern ihren Status wieder aberkennen zu 
lassen? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 14. November 1986 

In Ihrer Antwort vom 1. September 1986 (Drucksache 10/5979, Seite 15) 
auf eine entsprechende Frage des Abgeordneten Sauer (Stuttgart) hat die 
Bundesregierung bereits deutlich gemacht, daß anerkannte Kriegsdienst- 
verweigerer sich in Widerspruch zu der von ihnen geltend gemachten 
Gewissensentscheidung gegen den Kriegsdienst mit der Waffe setzen, 
wenn sie sich in Krisengebiete des Auslandes begeben und dort Waffen 
tragen. Sie hat weiter darauf hingewiesen, daß solche Fälle unmittelbar 
nach ihrem Bekanntwerden dem zuständigen Ausschuß für Kriegsdienst- 
verweigerung zugeleitet werden, um prüfen zu lassen, ob der Bescheid 
über die Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer aufgehoben werden 
muß. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß hier Fragen des 
öffentlichen Interesses berührt sind, zu deren Klärung eine höchstrichter- 
liche Entscheidung erforderlich werden könnte. 

Sobald zu den beiden von Ihnen angesprochenen Ausschußentscheidun- 
gen die schriftlichen Bescheide vorhegen, werden die zuständigen Stel- 
len prüfen, ob auf Grund des festgestellten Sachverhalts und der rechtli- 
chen Würdigung Widerspruch einzulegen ist. 


47. Abgeordneter Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Bundes- 

Fischer regierung aus der Entscheidung des Gerichts- 

(Osthofen) hofs der Europäischen Gemeinschaften zu zie- 

(SPD) hen, wonach die Bundesrepublik Deutschland 

gegen ihre Verpflichtungen aus der gemeinsa- 
men Marktorganisation für Wein verstoßen ha- 
be, in dem sie bei der Herstellung von Landwein 
und von QbA-Wein den Zusatz von rektifizier- 
. tem Traubenmostkonzentrat nicht gestattet? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 14. November 1986 

Die Bundesregierung wird im Entwurf eines Siebenten Gesetzes zur 
Änderung des Weingesetzes die Streichung des in § 11 Abs. 2 Nr. 2 
enthaltenen Verbots der Verwendung von rektifiziertem Traubenmost- 
konzentrat (RTK) bei der Herstellung von Qualität swein vorsehen. 

Darüber hinaus wird sie gemeinsam mit den Bundesländern prüfen, 
welche zusätzlichen Überwachungsmaßnahmen möglich sind, um eine 
mißbräuchliche Verwendung von RTK bei der Bereitung von Prädikats- 
wein zu verhindern. 


48. Abgeordneter 
Fischer 
(Osthofen) 
(SPD) 


Welche Schlußfolgerungen gedenkt die Bundes- 
regierung aus der Entscheidung des Gerichts- 
hofs der Europäischen Gemeinschaften (AZ: Rs 
116/82) zu ziehen, wonach die Bundesrepublik 
Deutschland unzulässigerweise die Herstellung 
von Qualitätsweinen bestimmter Anbaugebiete 
außerhalb dieser Gebiete oder in unmittelbarer 
Nähe zugelassen habe? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 14. November 1986 


Die Bundesregierung hat das Urteil des Gerichtshofs der Europäischen 
Gemeinschaften in der Rechtssache 116/82 und die aus ihm zu ziehenden 
Folgerungen in einer Besprechung mit den Bundesländern am 2. Oktober 
1986 im Bundesministerium für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
eingehend erörtert. 

Die Bundesländer werden die erteilten Genehmigungen zur Verarbei- 
tung von Trauben und Most zu Qualitätswein b. A. außerhalb der 
bestimmten Anbaugebiete überprüfen und - beginnend mit dem Lesegut 
der Ernte 1987 - auf die Betriebe beschränken, die in unmittelbarer Nähe 
des bestimmten Anbaugebietes liegen, aus dem die Trauben stammen. 

Unabhängig davon wird sich die Bundesregierung bei der EG-Kommis- 
sion darum bemühen, daß der Begriff „unmittelbare Nähe“ in Artikel 2 
Abs. 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1698/70 durch eine großzügigere 
Regelung ersetzt wird. 


49. Abgeordneter Trifft es zu, daß die EG-Kommission Richtlinien 

Menzel vorbereitet, nach denen radioaktive Bestrahlun- 

(SPD) gen von Zwiebeln und anderen Gemüsearten 

zugelassen werden, und kann die Bundesregie- 
rung darüber detaillierte Informationen geben? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 14. November 1986 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat in ihrer Mittei- 
lung „Vollendung des Binnenmarktes: Das Gemeinschaftliche Lebens- 
mittelrecht" vom 8. November 1985 (KOM [85] 603 endg.) an den Rat und 
das Europäische Parlament dargelegt, daß im Hinblick auf den Gesund- 
heitsschutz der Bevölkerung in der Gemeinschaft ein Bedürfnis dafür 
bestehe, die Behandlung von Lebensmitteln mit ionisierenden Strahlen 
zu regeln. In dem der Mitteüung angeführten Zeitplan hat sie angekün- 
digt, dem Rat im Laufe des Jahres 1987 einen Vorschlag für eine Richtli- 
nie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über bestrahlte Lebensmittel vorzulegen, der von ihm, gemäß dem Zeit- 
plan, im Jahre 1988 angenommen werden soll. 
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Gegenwärtig wird in einer Sachverständigengruppe bei der EG -Kommis- 
sion das Arbeitspapier zu einem Entwurf für einen entsprechenden Richt- 
linienvorschlag der Kommission beraten. In diesem Arbeitspapier sind im 
wesentlichen Bestimmungen über den Anwendungsbereich der Richtli- 
nie, über die bei der Bestrahlung von Lebensmitteln ausschließlich zu 
verwendenden Energiequellen, ein Wiederbestrahlungsverbot, Kenn- 
zeichnungs- und Verpackungsvorschriften für mit ionisierenden Strahlen 
behandelte Lebensmittel sowie verschiedene Verfahrensregelungen ent- 
halten. In einem Anhang sind jene Lebenmittelgruppen - unter anderem 
„Gemüse" - auf geführt, die nach Auffassung der Kommission unter 
bestimmten Bedingungen für eine Behandlung mit ionisierenden Strah- 
len in Frage kommen könnten. 

50. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung eine solche 

Menzel Initiative der EG-Kommission, und was gedenkt 

(SPD) sie dagegen zu tim? 

Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Frau Karwatzki 
vom 14. November 1986 

Ich nehme Bezug auf meine Antwort vom 24. September 1986 auf die 
schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup. Wie darin 
dargelegt, hat die Bundesregierung gegenüber der EG-Kommission 
bereits deutlich gemacht, daß für sie eine gemeinschaftsrechtliche 
Lösung, welche die Behandlung von Lebensmitteln mit ionisierenden 
Strahlen allgemein zuläßt, nicht in Betracht kommt. Sie hat die EG- 
Kommission aufgefordert, daß zunächst alle im Zusammenhang mit der 
Lebensmittelbestrahlung auftretenden Fragen von ihren wissenschaft- 
lichen Ausschüssen eingehend geprüft werden. 

Für den Fall, daß die EG-Kommission beabsichtigt, die Zulassung der 
Behandlung einzelner Lebensmittel mit ionisierenden Strahlen in der 
Gemeinschaft vorzuschlagen, hat die Bundesregierung gefordert, daß für 
jedes Lebensmittel der Nachweis dafür zu erbringen ist, daß eine solche 
Behandlung notwendig und dem bisher angewendeten Verfahren unter 
gesundheitlichen Gesichtspunkten deutlich überlegen ist. Die Bundesre- 
gierung stützt sich damit auf das Votum des Bundesgesundheitsrates vom 
12. Oktober 1983. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


51. Abgeordneter 
Schröer 
(Mülheim) 
(SPD) 


Wie viele Arbeitsplätze der Deutschen Bundes- 
bahn würden in Mülheim a. d. Ruhr wegfallen, 
wenn die vorgenannten strukturellen Änderun- 
gen verwirklicht würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 10. November 1986 

Nach dem derzeitigen Stand der Prüfung durch die Deutsche Bundes- 
bahn würde die Auflassung des Bahnhofs Mülheim a. d. Ruhr Hbf als 
selbständige Dienststelle zu einer Einsparung von ca. fünf Arbeitsplätzen 
im Bürodienst und damit zu einer wesentlichen Kostensenkung führen. 


52. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die Degradierung der Großstadt Mülheim a. d. 
Ruhr zur „Eisenbahnprovinz" dem Prestige der 
Deutschen Bundesbahn Schaden zufügen wür- 
de; wenn ja, wie gedenkt sie diesem Prestigever- 
lust entgegenzuwirken? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 10. November 1986 

Durch diese interne Organisationsmaßnahme wird weder das Leistungs- 
angebot der Deutschen Bundesbahn (DB) noch deren Präsenz in Mülheim 
a. d. Ruhr angetastet. Die Bundesregierung ist deshalb nicht der Auffas- 
sung, daß dem Ansehen von Mülheim a. d. Ruhr oder der DB geschadet 
würde. Die DB hat vielmehr die gesetzliche Pflicht, ihre Organisation 
auch unter Kostengesichtspunkten bestmöglich zu straffen. Ein Prestige- 
verlust für die DB ergäbe sich nach Ansicht der Bundesregierung jedoch, 
wenn sie notwendige und mögliche Rationalisierungsmaßnahmen unter- 
ließe. 


53. Abgeordneter 

Hauser 

(Esslingen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß bei der Bundesbahndirektion 
Stuttgart politische Mitarbeiter beschäftigt wer- 
den, und wenn ja, welche Tätigkeit üben diese 
aus? 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 13. November 1986 

Nach Mitteüung der Deutschen Bundesbahn (DB) werden bei der Bun- 
desbahndirektion Stuttgart keine politischen Mitarbeiter beschäftigt. 

Soweit sich Mitarbeiter der DB, die gleichzeitig ein politisches Mandat, 
etwa im Bereich der Kommunen, innehaben, als politische Mitarbeiter 
der DB bezeichnen, entspricht dies nicht den Tatsachen. 


54. Abgeordneter Wie werden sie bezahlt, und wer trägt die politi- 

Hauser sehe Verantwortung für deren Arbeit? 

(Esslingen) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 13. November 1986 

Die Bezahlung aller DB-Mitarbeiter richtet sich nach den für den öffentli- 
chen Dienst geltenden gesetzlichen bzw. tariflichen Vorschriften; sie ist 
unabhängig von der Wahrnehmung politischer Mandate, innerhalb derer 
die Mitarbeiter eigenverantwortlich tätig sind. 


55. Abgeordneter Was ist von der Deutschen Bundesbahn unter- 

Zander nommen worden, um die seit dem Jahre 1984 

(SPD) - unter anderem durch den zuständigen Bahn- 

arzt - als unzumutbar bezeichneten Übemach- 
tungsräume für Lokomotivführer im Bahnhof 
Hungen in einen menschenwürdigen Zustand zu 
versetzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. November 1986 

Die Deutsche Bundesbahn hat Ende 1984 die auf Grund des Bahnarztbe- 
richtes besonders dringlichen Verbesserungsmaßnahmen (Beseitigung 
von Putzschäden, Erneuerung des Innenanstriches und des Bodenbela- 
ges) in den drei Übemachtungsräumen im Bahnhof Hungen durchge- 
führt. Im nächsten Jahr sind im Zusammenhang mit dem Abbruch der 
Lokhalle weitere Instandsetzungsarbeiten vorgesehen (z. B. Fußbodener- 
neuerung, Fensterarbeiten). 
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56. Abgeordneter 

Dr. Hauff 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. November 1986 

Die Bundesregierung sieht den Sinn der Nr. 1.5. 1.2. 2.1 der Anlage XXIV 
zu § 47 StVZO darin, einen störungsfreien Betrieb bei Normaltemperatur 
der Fahrzeuge auch nach der Umrüstung auf Flüssiggasbetrieb zu ge- 
währleisten. 


57. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 

Dr. Hauff dies für umrüstungswillige Halter von Fahrzeu- 

(SPD) gen auf Flüssiggasbetrieb einen unzumutbaren 

bürokratischen Aufwand mit sich bringt, obwohl 
doch an der Verbesserung der Abgaswerte 
durch die Flüssiggas ausrüstung mit der Folge 
der Einstufung in „Bedingt Schadstoff arm Stu- 
fe A" kein Zweifel besteht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. November 1986 

Nein. Der Nachweis zur Einstufung als bedingt schadstoffarm Stufe A 
konnte bisher bei Fahrzeugen nach der Umrüstung auf Flüssiggasbetrieb 
in keinem Fall erbracht werden. 


Welchen Sinn sieht die Bundesregierung darin, 
für Fahrzeuge, die auf Flüssiggasbetrieb umge- 
rüstet werden, die Ziffer 1.5. 1.2. 2.1 aufrechtzuer- 
halten, obwohl doch in der 11. Verordnung zur 
Änderung der StVZO vom 24. Juli 1986 (BGBl. I 
1985 S. 1609) in der Anlage XXIV die Ziffern 
1.5. 1.2.1 und 1.5. 1.2. 2. 2 nicht anzuwenden sind? 


58. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung hinsichtlich der künf- 

Haar tigen Trassenführung der B 312 im Bereich der 

(SPD) Ortsumgehung fiedelfingen (L 1016 bis B 10) die 

Auffassung der Stadt Stuttgart, wonach die gro- 
ße Lösung mit südlicher Querung des Katzen- 
bachtales und Unterfahrung des Lederberges 
(Variante 3, Tunnelstrecke ca. 1,9 Kilometer) der 
weiteren Planung zugrunde gelegt werden soll? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 20. November 1986 

Das Land Baden- Württemberg prüft z. Z. die Planungsvarianten für die 
B 312 im Raum Hedelfingen. Solange dies nicht abgeschlossen ist, kann 
eine Entscheidung zugunsten einer der Varianten noch nicht getroffen 
werden. 

Im übrigen ist der Abschnitt Hedelfingen nur im Zusammenhang mit dem 
Abschnitt Riedenberg bis zur L 1016 (Mittlere Füderstraße) zu sehen. 


59. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, den bisher nur in 

Haar die Kategorie „Planungen" ein gestuften Bau der 

(SPD) B 312 im Bereich der Ortsumgehung Hedelfin- 

gen zur Verminderung der Umweltbelastungen 
in Hedelfingen zeitlich vorzuziehen? 
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Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 20. November 1986 

Der Bedarfsplan für die Bundesfemstraßen wird im Jahre 1990 erneut 
fortgeschrieben. Die Einstufung der B 312 im Bereich der Ortsumgehung 
Hedelfingen wird dabei überprüft werden. 

Bis dahin ist es nicht möglich, das Projekt zeitlich vorzuziehen, zumal 
nicht zu erwarten ist, daß die Pläne dann rechtskräftig sind. 


60. Abgeordneter Wann ist nach Auffassung der Bundesregierung 

Haar frühestens mit dem Bau der B 312 im Bereich der 

(SPD) Orstumgehung Hedelfingen zu rechnen? 

Antwort des Staatssekretärs Bayer 
vom 20. November 1986 

Ein Baubeginn für die Ortsumgehung Hedelfingen ist derzeit nicht ab- 
sehbar. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


61. Abgeordneter 

Dr. Penner 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für zulässig, daß die 
Volkswagen AG Neufahrzeuge mit einem Auf- 
kleber ausliefert, der nicht nur mit der Aufschrift 
„bleifrei kein Problem" versehen ist, sondern 
gleichzeitig das Kürzel für das Bundesministe- 
rium des Innern, „BMI", das Signet des ADAC, 
das Werbezeichen des Deutschen Kraftfahrzeug- 
gewerbes und das Hoheitszeichen der Bundesre- 
publik Deutschland enthält? 


62. 


Abgeordneter 

Dr. Penner 


(SPD) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
einen Mißbrauch des Hoheitszeichens der Bun- 
desrepublik Deutschland, der sich aus einer sol- 
chen Verbindung ergibt, abzustellen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 13. November 1986 

Der Bundesminister des Innern hat gemeinsam mit dem ADAC und dem 
Verband des Kraftfahrzeuggewerbes die Aufklärungsaktion „Bleifrei 
kein Problem" durchgeführt. 

Der Aufkleber dient zur freiwilligen Kennzeichnung von bleifreiverträgli- 
chen Fahrzeugen. Der Aufkleber enthält die Kürzel der drei Initiatoren 
dieser Aktion. Der Bundesadler wird hier vom Bundesministerium des 
Innern im Rahmen seiner Zweckbestimmung verwandt. 


63. Abgeordneter 

Lennartz 


(SPD) 


Welchen Kenntnisstand hat die Bundesregie- 
rung über das ökologische Verhalten der Stoffe, 
die anstelle von Phosphaten in Waschmitteln 
eingesetzt werden, wie Zeolithe, Polycarboxyla- 
te, Phosphonate und Nitrilotriessigsäure, und 
wie beeinflussen sie den Abwasserreinigungs- 
prozeß? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 13. November 1986 

Zeolithe: 

Zeolithe sind Ende der siebziger Jahre mit finanzieller Unterstützung des 
Bundesministers des Innern umfassend untersucht und als ökologisch 
unbedenklich beurteilt worden. Als anorganische Substanz können sie 
nicht in einer Kläranlage abgebaut werden, sondern erhöhen den Fest- 
stoffanteil im Klärschlamm. Auf die Teilersatzmöglichkeit von Phospha- 
ten durch Zeohth A stützte sich die Phosphathöchstmenqenverordnunq 
von 1980. 

Polycarboxylate : 

In den bisher geführten Fachgesprächen mit namhaften Hersteller- und 
Anwenderfirmen gab es keine Hinweise dafür, daß Polycarboxylate eine 
Gefahr für die Umwelt darstellen. Einige Fragen sollen aber noch geklärt 
werden; dazu gehört z. B. die Abhängigkeit der Umweltrelevanz vom 
Polycarboxylat-Typ und der Molekülgröße. 

Phosphonate: 

Diese ebenso wie die Polycarboxylate beim Waschprozeß substöchiome- 
trisch wirkenden, d. h. mit wenigen Masseanteilen in der Rezeptur aus- 
kommenden Phosphonate haben eine Reihe von kritisch zu beurteüen- 
den Umwelteigenschaften: Sie sind generell schwer abbaubar, können 
aber eventuell wegen ihrer Photoabbaubarkeit eine Gefahr durch ein 
Unterlaufen anspruchsvoller Phosphateliminierungsprogramme darstel- 
len. Sie sind Komplexbildner für Schwermetalle und können als solche 
die Schwermetallelinünation in der Kläranlage beeinträchtigen sowie die 
Gefahr einer Schwermetallremobilisation aus Gewässersedimenten bzw. 
schwermetallhaltigen Schwebstoffen erhöhen. In Anbetracht dieser 
Erkenntnisse hat die Waschmittelindustrie auf Drängen des Bundesmini- 
sters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, unterstützt vom 
Hauptausschuß Phosphate und Wasser der Fachgruppe Wasser chemie in 
der Gesellschaft Deutscher Chemiker, von sich aus den Einsatz von 
Phosphonaten in Waschmitteln weitestgehend verringert, so daß z. Z. 
kein weiterer Handlungsbedarf besteht. 

Nitrilotriessigsäure : 

NTA ist ein Komplexbüdner für Schwermetalle wie die Phosphonate, im 
Gegensatz zu diesen aber im aügemeinen biologisch gut abbaubar. Als 
Ergebnis der im Auftrag des Bundesministers des Innern durchgeführten 
NTA- Studie wurden verschiedene noch offene Fragen formuliert, die im 
Rahmen eines NTA-Forschungs- und Monitoringprogramms unter finan- 
zieller Beteiligung der Industrie in den nächsten Jahren geklärt werden 
soHen. Der NTA-Einsatz in Waschmitteln ist zur Zeit minimal; nach 
Aussagen des Industrieverbandes Körperpflege- und Waschmittel e. V. 
(IKW) wird während der Laufzeit des Forschungsprogramms nicht mit 
nennenswerten Verbrauchssteigerungen gerechnet. 


64. Abgeordneter Wie hoch ist die durch den in den vergangenen 

Lennartz zehn Jahren angestiegenen Tensid verbrauch für 

(SPD) Wasch- und Reinigungsmittel entstandene zu- 

sätzliche Beanspruchung der Kläranlagen - aus- 
gedrückt in Einwohnergleichwerten -, und wel- 
che zusätzlichen Gesamtkosten entstehen da- 
durch den Gemeinden? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 13. November 1986 

Der Gesamttensidverbrauch hat sich im Zeitraum von 1974 auf 1984 von 
215 000 t/a auf 322 000 t/a erhöht. 
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Unter das Waschmittelgesetz fällt nach Aussagen der Industrie davon für 
1984 eine Tensidmenge von 220 000 t/a, entsprechend rund zwei Drittel 
des Gesamttensidverbrauchs. Entsprechende Vergleichszahlen für 1974 
liegen nicht vor. 

Eine Tonne Tenside pro Jahr entsprechen rund 100 Einwohner gleich- 
werte (EG) bei der Abwasserbehandlung. Den im Jahr 1985 verbrauchten 
Tensiden, die dem Waschmittelgesetz unterliegen, entsprechen damit ca. 
20 000000 EG. Bei Abwassergebühren von rund 100 DM pro Einwohner 
und Jahr ergeben sich daraus sehr hohe jährliche Kosten für die Abwas- 
serbeseitigung. Mit dem neuen Wasch- und Reinigungsmittelgesetz wird 
u. a. durch bessere Information des Verbrauchers über die gewässerscho- 
nende Verwendung dieser Produkte angestrebt, den hohen Verbrauch zu 
senken, damit Kläranlagen zu entlasten und gleichzeitig Ausgaben zu 
senken. 


65. Abgeordneter Welche rechtlichen und finanziellen Maßnah- 

Lennartz men sind zur weiteren Förderung der Phosphat- 

(SPD) elimination in Kläranlagen geplant? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 13. November 1986 

In der Vergangenheit wurden in zahlreichen vom Bundesminister für 
Forschung und Technologie und Bundesminister des Innern finanzierten 
FuE-Vorhaben vor allem die verfahrenstechnischen Voraussetzungen 
der Fällungsbehandlung von Abwässern in Kläranlagen geschaffen. Mit 
diesem Verfahren lassen sich ca. 90 v. H. der Phosphate aus den Abwäs- 
sern entfernen. Weitere FuE-Vorhaben zur Weiterentwicklung der Phos- 
phatelimination sind vom Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit und Bundesminister für Forschung und Technologie 
geplant, z. B. im Hinblick auf die Eignung von Verfahren zur biologi- 
schen Entphosphatung und zur Untersuchung der Auswirkungen der 
Fällung auf die Beschaffenheit des Klärschlamms. 

Die Bundesregierung drängt die Länder seit langem, die Phosphatelimi- 
nation zumindest in den größeren kommunalen Kläranlagen verstärkt 
auszubauen. Die Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LA WA) prüft z. Z. 
die Herausgabe entsprechender LAWA-Empfehlungen. Nach Auffas- 
sung der meisten Länder ist die Phosphatelimination in Kläranlagen 
bisher nicht allgemein anerkannte Regel der Technik. Damit ist es vorläu- 
fig noch nicht möglich, für die Phosphatelimination Mindestanforderun- 
gen für das Einleiten von Abwasser in Gewässer nach § 7 a WHG festzu- 
legen. 


In welchem Verhältnis stehen die Kosten, die im 
Rahmen der Phosphatelimination zur Entfernung 
des Phosphatanteüs aus Waschmitteln aufzu- 
bringen sind, zu den entstehenden Mehrkosten 
für umformulierte Waschmittel? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 13. November 1986 

Für die Eliminierung der waschmittelbürtigen Phosphatanteüe aus dem 
Abwasser müßten schätzungsweise 5 DM bis 10 DM je Einwohner und 
Jahr aufgebracht werden, für die Bundesrepublik Deutschland insgesamt 
entspräche dies jährlich 300 bis 600 Millionen DM. Mehrkosten für 
umformulierte Waschmittel sind der Bundesregierung nicht bekannt. Die 
phosphatfreien Waschmittel werden z. Z. von den Herstellern weitge- 
hend kostenneutral auf dem Markt angeboten. 


66. Abgeordneter 

Lennartz 

(SPD) 
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Die Bundesregierung hat wiederholt darauf hingewiesen, daß zur wirksa- 
men Bekämpfung der Gewässereuthrophierung alle sinnvollen Maßnah- 
men kombiniert werden müssen; dazu gehören die Phosphatreduktion 
sowohl in Waschmitteln als auch in Kläranlagen. 

Im übrigen wird auf die Beantwortung von drei Fragen des Abgeordneten 
Kiehm vom 5. November 1986 verwiesen. 

67. Abgeordneter Wie wird die Entwicklung der Abwasser- und 

Kiehm Gewässersituation im Zusammenhang mit dem 

(SPD) verstärkten Angebot von phosphatfreien Wasch- 

mitteln gesehen? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 13. November 1986 

Das verstärkte Angebot von phosphatfreien Waschmitteln ist besonders 
durch den Einsatz von Polycarboxylaten möglich geworden. Der Phos- 
phatentlastung der Abwässer und Gewässer steht ein Eintrag von Poly- 
carboxylaten in die Abwässer und Gewässer gegenüber. Aus diesem 
Eintrag sind nach dem heutige Wissensstand für die Umwelt keine 
abträglichen Auswirkungen bekannt. 

Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit hat 
mit namhaften Hersteller- und Anwenderfirmen bereits vor Monaten 
vereinbart, daß noch einige offene Fragen von der Industrie in Zusam- 
menarbeit mit dem Umweltbundesamt und dem Institut für Wasser-, 
Boden- und Lufthygiene des Bundesgesundheitsamtes geklärt werden 
sollen. 

Parallel dazu läuft ein Forschungsprogramm zur Klärung noch offener 
Fragen zum Phosphatersatzstoff NTA, welches der Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktor Sicherheit im August 1986 mit dem 
Bundesminister für Forschung und Technologie und der Industrie ver- 
einbart hat. Der NTA-Verbrauch in Waschmitteln ist z. Z. in der Bundes- 
republik Deutschland nur sehr gering; die meisten Waschmittel enthalten 
kein NTA. 

Grundsätzlich begrüßt die Bundesregierung Initiativen der Waschmittel- 
industrie zur Herstellung leistungsfähiger, phosphatfreier Waschmittel, 
wie sie seit einigen Monaten auf dem Markt sind. Dies kann aber nur 
dann als Schritt in die richtige Richtung bezeichnet werden, wenn sichge- 
stellt ist, daß die neuen Waschmittel auch tatsächlich ökologisch besser 
sind als die bisherigen phosphathaltigen Produkte. Die oben angeführten 
Untersuchungsprogramme sollen dies belegen. 


68. Abgeordneter Wie stellt die Bundesregierung sich zu Werbe- 

Kiehm argumenten wie „umweltschonend" für 

(SPD) phosphatfreie Waschmittel? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 13. November 1986 

Da auch phosphatfreie Waschmittel die Gewässer belasten, könnten 
diese allenfalls als „umweltschonender" bezeichnet werden. Für den Fall 
einer unangemessenen Werbung mit Umweltargumenten stehen einem 
Mitbewerber gegebenenfalls rechtliche Möglichkeiten zur Verfügung. 


69. Abgeordneter 
Kiehm 
(SPD) 


Ist sichergestellt, daß anstelle der Phosphate 
nicht Stoffe eingesetzt werden, die die Umwelt in 
noch nicht absehbarer Weise belasten? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 13. November 1986 

Bisher gibt es keine Hinweise dafür, daß die Entwicklung phosphatfreier 
Waschmittel auf der Grundlage von Polycarboxylaten für die Gewässer 
ein nicht akzeptables Risiko darstellen. 

Die Bundesregierung wird auf der Grundlage des Waschmittelgesetzes 
restriktiv Vorgehen, wenn es begründete Hinweise geben sollte, daß 
durch Wasch- und Reinigungsmittel eine Beeinträchtigung der Beschaf- 
fenheit der Gewässer und des Betriebs von Abwasseranlagen zu besor- 
gen ist. 

Im Übrigen verweise ich auf die Antworten zu vier Fragen des Abgeord- 
neten Lennartz vom 5. November 1986, 


70. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Welche grenzüberschreitenden Schritte sind von 
seiten der Bundesregierung ergriffen worden, 
um das durch die Sandoz -Giftkatastrophe verur- 
sachte ökologische Umkippen des Rheins und 
die Verschmutzung mit giftigen Chemikalien 
nach dem Verursacherprinzip rechtlich geltend 
zu machen und derartige Katastrophen künftig 
zu verhindern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 20. November 1986 

Die Schweiz und die Firma Sandoz sind von Anfang an von allen Rhein- 
anliegerstaaten auf ihre Verantwortung für die durch das Brandunglück 
verursachten Schäden hingewiesen worden. Neben der zivilrechtlichen 
Haftung der Firma Sandoz kann auch eine völkerrechtliche Haftung der 
Schweiz in Betracht kommen. 

Weder die Firma Sandoz noch die Schweiz bestreiten eine grundsätzliche 
Schadensersatz Verpflichtung. Auf der Internationalen Konferenz der 
Rheinanliegerstaaten am 12. November 1986 in Zürich hat sich die Dele- 
gation der Schweiz bereiterklärt, „die Fragen der Entschädigung einer 
raschen und gerechtfertigten Lösung zuzuführen". Der Ersatz der ent- 
standenen Schäden und die Wiederherstellung des Zustandes, in dem 
sich der Rhein vor dem Unfall befand, sollen dabei auf gütlichem Wege 
erfolgen. Die Bundesregierung begrüßt diese Absicht auch deshalb, weü 
damit vermieden wird, daß der Bürger seine Rechte vor einem Schweizer 
Gericht einklagen muß. 

Die noch offenen tatsächlichen und rechtlichen Fragen werden derzeit 
auf Expertenebene in der Internationalen Rheinschutzkommission 
geklärt. Die Internationale Rheinschutzkommission erarbeitet auch kon- 
krete Vorschläge für Maßnahmen, durch die künftige Störfälle verhindert 
oder zumindest schädliche Auswirkungen auf die Umwelt vermieden 
werden können. Die Umweltminister der Rheinanliegerstaaten werden 
am 19. Dezember 1986 in Rotterdam erneut Zusammentreffen, um die 
vorgelegten Vorschläge zu prüfen und weiterführende Beschlüsse zu 
fassen. Die Bundesregierung wird alles tun, damit auf diesem Treffen 
zufriedenstellende Lösungen beschlossen werden. 


71. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 

(SPD) 


Welche Konsequenzen ergeben sich aus der 
Giftkatastrophe im Rhein für die nationale und 
grenzüberschreitende Chemiepolitik? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 20. November 1986 

Die Chemiekatastrophe zeigt die Notwendigkeit, alle gefährlichen Stoffe 
systematisch zu erfassen, zu bewerten und je nach Gefährlichkeitsgrad 
zu kennzeichnen, zu beschränken, durch weniger gefährliche Stoffe zu 
ersetzen oder zu verbieten. Das gesetzliche Instrumentarium hierfür 
- Chemikaliengesetz, Pflanzenschutz gesetz, Gefahrstoffverordnung — ist 
vorhanden. 

Beispiele für bereits getroffene Maßnahmen sind die Verwendungsbe- 
schränkungen für Asbest oder Pentachlorphenol (PCP), die Ersatzstoff re- 
gelung in der Gefahrstoffverordnung oder die Einführung des integrier- 
ten Pflanzenschutzes in dem neuen Pflanzenschutzgesetz. Die Bundesre- 
gierung wird die eingeleiteten Maßnahmen im nationalen und internatio- 
nalen Bereich im Sinne einer am Vorsorgegrundsatz orientierten Chemie- 
politik weiter fortführen. 


72. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Lepsius 
(SPD) 


Welche Sicherheitsmaßnahmen zur Verhinde- 
rung derartiger Katastrophen durch die Industrie 
generell werden von seiten der Bundesregierung 
vorgeschlagen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 20. November 1986 

Sicherheitstechnische Anforderungen an genehmigungsbedürftige Anla- 
gen zur Lagerung von Pflanzenschutz- und Schädlingsbekämpfungsmit- 
teln müssen generell den Pflichten des § 5 Nr. 1 des Bundes-Immissions- 
schutzgesetzes (Gebot der Gefahrenvermeidung) genügen. Damit sind 
Gefahren für Gewässer und den Boden eingeschlossen. 

Konkrete Anforderungen sind für den Einzelfall festzulegen (u. a. wegen 
unterschiedlicher Stoffeigenschaften, Art, Menge und Zustand der Stoffe, 
Standortgegebenheiten usw.). Wichtige, generelle Gesichtspunkte für 
ein hohes Sicherheitsniveau eines Lagers sind neben einer sorgfältigen 
Planung und Standortwahl technische Maßnahmen wie z. B. Brandab- 
schnitte und Bauausführung. 

Daneben sind sicherheitstechnische Einrichtungen wie Löschwasserver- 
sorgung, stationäre Löschanlagen, Löschwasserrückhaltevorrichtungen, 
Feuerlöscher, Brandentdeckung und Brandmeldung, Rauch- und Wärme- 
abzugsvorrichtungen für die Sicherheit von großer Bedeutung. Ferner 
sind geeignete organisatorische Maßnahmen zu ergreifen, z. B. Schulung 
des Personals, Betriebsanweisungen, Alarmplan, Inspektion und War- 
tung von Sicherheitseinrichtungen, Absprachen mit Feuerwehr, Polizei, 
Ärzten, Bereithalten von Lagerlisten, Sicherung des Lagers gegen Unbe- 
fugte, Maßnahmen im Brandfall, Maßnahmen nach dem Brandfall. Erst 
das reibungslose Zusammenwirken vieler Sicherheitselemente kann die 
Sicherheit einer Anlage gewährleisten. 

Anlagen zum Lagern wassergefährdender Stoffe unterliegen seit dem 
1. Oktober 1976 (Inkrafttreten der 4. Novelle zum Wasserhaushaltsge- 
setz) außerdem strengen wasserrechtlichen Anforderungen des Bundes, 
Diese Anlagen müssen nach § 19 g Abs. 1 WHG so beschaffen sein und so 
eingebaut, aufgestellt, unterhalten und betrieben werden, daß eine Ver- 
unreinigung der Gewässer nicht zu besorgen ist. § 19 g WHG ist eine 
Rahmenvorschrift des Bundes, die von den Ländern auszufüllen und zu 
vollziehen ist. Die Länder werden die von ihnen getroffenen Maßnahmen 
auch im Hinblick auf die Durchführung des § 19 g WHG überprüfen. 
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73. Abgeordnete Wie will die Bundesregierung in Zusammenar- 

Frau beit mit den Anliegerstaaten der EG das ökologi- 

Dr. Lepsius sehe Gleichgewicht im Rhein wiederherstellen, 

(SPD) und von welchen zeitlichen Vorstellungen geht 

sie hierbei aus? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Wagner 
vom 20. November 1986 

Vor der Entwicklung eventuell erforderlicher Restaurierungsprogramme 
ist es erforderlich, die eingetretenen Beeinträchtigungen des Ökosystems 
Rhein möglichst vollständig zu erfassen. Zu diesem Zweck müssen 
zunächst im Rahmen der Deutschen und der Internationalen Rhein- 
schutzkommission die von den verschiedenen Laboratorien im In- und 
Ausland gemessenen unfallbedingten Meßdaten zusammengetragen 
und gemeinsam bewertet werden. 

Auf Grund des guten Zustands, in dem sich das Rheinwasser vor dem 
Unfall und nach dem Abzug der Giftwelle befunden hat - dies gilt vor 
allem für den Oberrhein, der am meisten betroffen war — , und wegen der 
weitgehenden Verschonung von Nebenflüssen und sonstigen Schutzzo- 
nen (z. B. nicht durchströmte Altarme) von den Giftstoffen, besteht die 
Hoffnung, daß sich das Ökosystem Rhein nach einiger Zeit weitgehend 
selbst wieder regenieren wird. Die Bundesregierung geht davon aus, daß 
dennoch erforderliche Restaurierungsmaßnahmen, z. B. die gezielte Wie- 
derbesiedlung mit Jungtieren, auf Kosten der für den Unfall Verantwortli- 
chen durchgeführt werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


74. Abgeordneter Wieviel Geld steht im Bundeshaushalt 1984, 

Peter 1985, 1986 und 1987 jeweüs jährlich für die Bau- 

(Kassel) forschung zur Verfügung? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 14. November 1986 


In den Haushaltsplänen 1984 bis 1986 und im Haushaltsvoranschlag 1987 
standen bzw. stehen für die Bauforschung zur Verfügung: 



Kap. 

Tit. 

1984 

1985 

1986 

1987 




Ist 

Ist 

Soll 

FinPl. 




- Millionen DM - 

BMBau 

2501 

68512 

3,3 

2,8 

2,8 

4,2 

BMV 

(Straßenbau- 

forschung) 

1210 

533 62 

5,0 

5,0 

5,0 

6,0 

BMFT 

30 05 

68317 

25,4 

21,7 

25,8 

28,0 


30 05 

89217 

6,7 

10,4 

8,2 

5,0 

Zusammen: 



40,4 

39,9 

41,8 

43,2 
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75. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung einen For- 

Conradi schungsauftrag über halbautomatisiertes Bauen 

(SPD) an die Firma SÜB A/Hockenheim direkt verge- 

ben hat, und wie hoch wird das Forschungsvor- 
haben gefördert? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 14. November 1986 

Unter dem Förderkennzeichen BAU 2009 B wurde der Firma SÜBA 
Baufertigteil GmbH, Hockenheim, für das Forschungsvorhaben „Preis- 
werte, witterungsunempfindliche, energiesparende Individual-Trocken- 
bauweise mit vorgefertigten Mauerwerksverbund- Großelementen: 
Strukturverbund- und Fertigungsverfahrensvarianten B" für den Plan- 
zeitraum vom 1. Februar 1984 bis 31. März 1987 eine Zuwendung in 
Höhe von 1 972 033 DM gewährt. Das sind 50 v. H. der Gesamtkosten in 
Höhe von 3 944 066 DM. 


76. Abgeordneter Welche Ministerien sind an der Ausschreibung 

Conradi und Vergabe des Forschungsauftrages beteiligt 

(SPD) worden, und ist der Bundesregierung bekannt, 

daß die Staatsanwaltschaft Mannheim gegen die 
Firma SÜBA wegen Subventionsbetrug gegen- 
über dem Land Baden-Württemberg ermittelt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 14. November 1986 

Die Bundesressorts wurden im Wege der Frühkoordinierung beteiligt. 
Der Bundesregierung war bisher nicht bekannt, daß die Staatsanwalt- 
schaft Mannheim gegen die Firma SÜBA wegen Subventionsbetrug 
ermittelt. Die Bundesregierung achtet mit besonderer Sorgfalt auf die 
Abwicklung des Vorhabens. 


77. Abgeordneter 
Borofika 

(CDU/CSU) 


Wie groß sind in etwa die aus dem Weltraum 
wieder in die Atmosphäre eintretenden Massen 
anthropogenen Ursprungs seit Beginn der Raum- 
fahrt, die durch Verglühen, Verdampfen oder 
sonstige Zerlegung längere Verweüzeiten in der 
Atmosphäre aufweisen, im Vergleich zu den 
Massen nichtanthropogenen Ursprungs extra- 
terrestrischer (z. B. Meteoriten) oder terrestri- 
scher Herkunft (z. B. durch Vulkanausbrüche)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 20. November 1986 

Zur möglichen Belastung der Atmosphäre und auch des erdnahen Welt- 
raums durch die weltweiten Raumfahrt- Aktivitäten ist in jüngster Zeit 
eine Reihe ausführlicher wissenschaftlicher Untersuchungen begonnen 
bzw. bereits erstellt worden. 

Im Rahmen internationaler Übereinkommen bemüht sich das Bundesmi- 
nisterium für Forschung und Technologie zur Zeit in Gesprächen mit den 
westlichen Partnern, das Thema „Reinhaltung und Pflege der Atmo- 
sphäre und des Weltraums" unter dem Stichwort „Space Debris" auf die 
Tagesordnung des „Committee on Peaceful Uses of Outer Space" der 
Vereinten Nationen zu bringen. 
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Um hierzu aus nationaler Sicht sowohl den erforderlichen Überblick als 
auch das nötige Detailwissen zur Verfügung zu haben, hat der Bundesmi- 
nister für Forschung und Technologie zunächst zwei Studien in Auftrag 
gegeben. In diesen Untersuchungen an der Technischen Universität 
Braunschweig und bei der Firma NUKEM, Hanau, werden durch ein 
intensives Uteraturstudium relevante Detaüstudien ausgewertet und 
durch eigene Berechnungen und Analysen zu einem zusammenfassen- 
den Ergebnis vereint. Die vorerst veranschlagten Mittel belaufen sich auf 
über 1 Million DM. Die Studien werden Anfang 1988 abgeschlossen sein. 
Einen Zwischenbericht über die bisherigen Ergebnisse der Studie der 
Technischen Universität Braunschweig einschließlich eines umfangrei- 
chen Literaturverzeichnisses sowie eine Durchschrift einer Veröffentli- 
chung stelle ich Ihnen gerne zu Verfügung. 

Seit Beginn der Raumfahrtaktivitäten im Jahre 1957 wurden 16860 
Objekte (Nutzlasten, Raketenstufen, Trümmer usw.) in Umlaufbahnen 
gebracht. Zur Zeit befinden sich davon noch 6076 Objekte im Umlauf. 
Der Rest (10 784) ist im Laufe der Jahre in die Erdatmosphäre eingetreten 
und entweder verglüht oder zur Erde zurückgekehrt. Das hierbei ver- 
dampfte Material war zum überwiegenden Teil Aluminium. 

Die wesentlich größeren Massen, die bei den Starts in den Raum bzw. die 
Atmosphäre gebracht wurden, waren jedoch die chemischen Treibstoffe. 
Die in einigen Unterstufen verwendeten Treibstoffe sind zum Teü aggres- 
siv und toxisch. Bei normalem Startverlauf ist deren Konzentration jedoch 
so gering, daß sie nur sehr kurzzeitig in immittelbarer Nähe nachweisbar 
sind. In den Oberstufen wird zumeist Wasserstoff und Sauerstoff verwen- 
det. Die entstehenden Verbrennungsrückstände sind ungefährlich, weü 
im Triebwerk selbst nur Wasser entsteht und die NO x -Büdung im freien 
Triebwerksstrahl vemachlässigbar gering ist. 

Im Vergleich zu den Massen, die durch Meteoriten und Vulkanausbrüche 
in die Atmosphäre gelangten, sind die durch die Raumfahrt erzeugten 
„Belastungen" bis jetzt vemachlässigbar, über die langfristig möglicher- 
weise zu erwartenden Belastungen als Funktion des wachsenden Ver- 
kehrsaufkommens werden aber gerade die oben genannten Studien 
Aufschluß geben. 

78. Abgeordneter Könnten sich durch diese in die Atmosphäre ge- 

Boroffka langenden Stoffe anthropogenen Ursprungs 

(CDU/CSU) langfristig Schäden für die Atmosphäre auf 

Grund der Menge, der chemischen Zusammen- 
setzung und/oder radioaktiver Bestandteüe er- 
geben? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 20. November 1986 

Eine mögliche Beeinflussung der Atmosphäre beim Fehlverhalten von 
orbitalen Isotop enbatterien oder Reaktoren zur Erzeugung elektrischer 
Energie im Weltraum ist nicht auszuschließen. Probleme dieser Art sind 
ebenfalls Gegenstand der vom Bundesminister für Forschung und Tech- 
nologie geförderten und laufenden Studien. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung 
und Wissenschaft 


79. Abgeordneter 

Dr. Faltlhauser 

(CDU/CSU) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse 
darüber vor, daß die Ergebnisse des Mediziner- 
Eignungstestes weitgehend die Abitumoten 
wider spiegeln? 
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80. Abgeordneter 

Dr. Faltlhauser 

(CDU/CSU) 


Sollten die Testergebnisse des Mediziner-Eig- 
nungstestes weitgehend die Abitumoten wider- 
spiegeln, sieht sich die Bundesregierung in die- 
sem Fall veranlaßt darauf hinzuwirken, daß der 
finanziell sehr aufwendige Mediziner-Eignungs- 
test ersatzlos entfällt? 


Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 17. November 1986 

Der Test für die medizinischen Studiengänge (TMS) ist im Rahmen eines 
vom Wintersemester 1980/81 bis zum Sommersemester 1986 dauernden, 
von Bund und Ländern finanzierten Modellversuchs unter Ernstfallbedin- 
gungen erprobt und einer eingehenden wissenschaftlichen Untersu- 
chung unterzogen worden. Gegenstand dieser wissenschaftlichen 
Begleituntersuchungen war u. a. auch die Beziehung zwischen dem 
Testergebnis und der Abiturnote, zumal nach § 33 Abs. 3 Hochschulrah- 
mengesetz (HRG) im Feststellungsverfahren (Test) „grundsätzlich nicht 
die Kenntnisse festgestellt werden" sollen, „die bereits Gegenstand der 
Bewertung in der Hochschulzugangsberechtigung" (Abitur) sind. 

Das Institut für Test- und Begabungsforschung der Studienstiftung des 
Deutschen Volkes, das mit den Begleituntersuchungen zum TMS beauf- 
tragt war, hat in seinem 10. Arbeitsbericht, der im Februar 1986 veröffent- 
licht wurde, die Ergebnisse der Untersuchungen zu den Testterminen für 
das Sommersemester 1984 und Wintersemester 1984/85 zusammenge- 
faßt, Danach überlappen sich die Meßbereiche von TMS und Abitumote 
bei den betrachteten Testterminen in einem Ausmaß von 15 v. H. bzw. 
19 v. H. In dieser Untersuchung ist weiterhin festgestellt worden, daß zu 
den beiden betrachteten Zulassungsterminen im Studiengang Medizin 
30 v. H. bzw. 27 v. H. der Zugelassenen ihre Zulassung einem guten 
Testergebnis verdanken, d. h. nicht zugelassen worden wären, wenn die 
Auswahl allein auf der Grundlage der Abitumote erfolgt wäre. Gleiches 
ist in einer entsprechenden Größenordnung auch für die Studiengänge 
Tier- und Zahnmedizin festgestellt worden. 

Erstmalig zum Wintersemester 1986/87 erfolgte die Zulassung für die 
medizinischen Studiengänge nach dem infolge des Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Hochschulrahmengesetzes vom 28. März 1985 geänderten 
zentralen Vergabe verfahren, das die Vergabe von 45 v. H. der Studien- 
plätze nach einer Kombination von Abitumote und Testergebnis sowie 
von 10 v. H. der Studienplätze allein nach dem Testergebnis vorsieht. Die 
ersten zu diesem Zulassungstermin vorliegenden, noch nicht vollständi- 
gen Zahlen bestätigen die bereits während der Erprobungsphase des 
Tests festgestellten Zusammenhänge zwischen Abitumote und Tester- 
gebnis. Der Test bietet somit einem beträchtlichen Teü der Studienbe- 
werber für die medizinischen Studiengänge, die bei einer Auswahl allein 
nach der Abiturnote keine Aussicht auf Zulassung hätten, eine zusätzli- 
che Chance. Er erfüllt demnach die an ihn gestellten Anforderungen, und 
wird der Forderung des Bundesverfassungsgerichts gerecht, daß im 
Zulassungsverfahren in NC-Fächem alle, d. h. nicht nur die besten Abi- 
turienten, eine Chance haben müssen. 


81. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregie- 
rung über die regionale Verteüung von Angebot 
und Nachfrage nach Ausbüdungsplätzen vor, 
und wird dies auch für die Auszubüdenden, ihre 
Eltern und die Beruf sberatung ausreichend deut- 
lich gemacht? 
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Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 20. November 1986 


Nach den vorhegenden Daten der Berufsberatungsstatistik (Stichtag 
30. September 1986) ergibt sich in den einzelnen Bundesländern über die 
regionale Verteilung von Angebot und Nachfrage nach Ausbildungsplät- 
zen folgendes Bild: 

Am günstigsten ist die Situation in Bayern, Baden-Württemberg und 
Schleswig-Holstein; in Bayern übersteigt landesweit die Zahl der gemel- 
deten Ausbildungsplätze die der gemeldeten Bewerber; 23 der insgesamt 
54 Arbeitsamtsbezirke, die zum 30. September 1986 einen Angebots- 
überhang aufweisen, hegen in Bayern. Weitere 20 der Arbeitsamtsbe- 
zirke mit Angebotsüberhang sind in Baden- Württemberg gelegeii. 

In Baden-Württemberg und Schleswig-Holstein beträgt jeweils landes- 
weit das Verhältnis der gemeldeten Bewerber zu den gemeldeten Ausbil- 
dungsplätzen 1,17 bzw. 1,14 (zum Vergleich im Bundesgebiet 1,24). 

Am schwierigsten ist die Situation in Bremen, Hamburg, Niedersachsen 
und Nordrhein-Westfalen. Das Verhältnis der gemeldeten Bewerber zu 
den gemeldeten Ausbildungsplätzen beträgt in Bremen 1,64, in Hamburg 
1,28, in Niedersachsen 1,46, in Nordrhein-Westfalen 1,39, das heißt, die 
Ausbildungsplatzsituation ist in diesen Ländern insgesamt ungünstiger 
als im Bundesdurchschnitt (1,24). Es ist allerdings darauf hinzuweisen, 
daß innerhalb der größeren Länder erhebhche regionale Unterschiede 
bestehen. 

Der regionalen Mobilität mißt die Bundesregierung zunehmende Bedeu- 
tung zu. Dies wird auch den Auszubildenden, ihren Eltern und der 
Berufsberatung deutlich gemacht. Volljährige Ausbildungsplatzbewer- 
ber sohten bereit sein, auch auswärtige Ausbüdungsangebote anzuneh- 
men. Die Betriebe sohten die Mobilitätsbreitschaft der Jugendlichen 
dadurch unterstützen, daß sie ihre Ausbildungsplätze auch weiter ent- 
fernt wohnenden Jugendlichen anbieten. Hierzu leisten auch die Berufs- 
berater in der Arbeitsverwaltung ihren Beitrag. Die Bundesregierung hat 
darauf wiederholt in den bildungspolitischen Debatten im Deutschen 
Bundestag - zuletzt am 23. Oktober 1986 — , in den jährlichen Berufsbil- 
dungsberichten der Bundesregierung in detaillierter Form und in Pres- 
seerklärungen hingewiesen (vgl. Pressekonferenz am 9. Oktober 1986 
aus Anlaß der Ausbildungsplatzbilanz des Ausbildungsjahres 1985/86 
und Bericht „Chancen für Mädchen und junge Frauen in Ausbildung 
und Beruf" sowie Beschluß des Kabinetts und Pressekonferenz hierzu am 
5. November 1986). Schon 1985 ist der Präsident der Bundesanstalt für 
Arbeit gebeten worden, in seinem Haus besonderes Gewicht auf die 
überregionale Ausbildungsstehenvermittlung zu legen und die entspre- 
chenden Vermittlungsmaßnahmen zu erweitern und zu intensivieren. Die 
Vermittlungsmaßnahmen der Arbeitsämter wie auch Privatinitiativen zur 
Intensivierung der überregionalen Ausbildungsstellenvermittlung wer- 
den nach Kräften - u. a. auch auf Anregung der Bundesregierung - von 
der Presse vor Ort unterstützt. 

Welche Bemühungen gibt es von Bund und Län- 
dern, die Bereitschaft und die Fähigkeit junger 
Menschen, auch Ausbildungsplätze in anderen 
Regionen anzunehmen, zu stärken und hierzu 
konkrete Hilfen zu geben (z. B. in Lehrlingshei- 
men, privat, etc.)? 


82. Abgeordneter 

Wolfgramm 

(Göttingen) 

(FDP) 


Antwort des Staatssekretärs Piazolo 
vom 20. November 1986 


Die Bundesregierung fördert und stärkt die Bereitschaft und die Fähig- 
keit junger Menschen zur überregionalen Mobiütät in vielfältiger Weise. 
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Finanzielle Mobilitätshilfen stehen nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
zur Verfügung; danach wird Berufsausbüdungsbeihüfe einkommensab- 
hängig als Zuschuß zu den Unterhalts- und Ausbüdungskosten gewährt. 
Sie soll die erforderlichen, aber fehlenden Mittel für den Ausbüdungsweg 
sicherstellen. Mit der 7. Novelle zum Arbeitsförderungsgesetz, die am 
1. Januar 1986 in Kraft getreten ist, wurde neben einer Vielzahl weiterer 
finanzieller Verbesserungen ermöglicht, daß die Bundesanstalt für Arbeit 
unter bestimmten Voraussetzungen die notwendigen Fahrtkosten für 
Auszubüdende übernimmt. An vielen Orten in der Bundesrepublik 
Deutschland gibt es „Lehrlingsheime" und andere Unterbringungsmög- 
lichkeiten in unterschiedlicher Trägerschaft. Hierüber informieren die 
Berufsberatungen der Arbeitsämter und soziale und karitative Organisa- 
tionen. 

Geld allein hüft jedoch oft noch nicht. Das größte Hemmnis für die 
notwendige regionale Mobilität ist die Sorge, am auswärtigen Ausbü- 
dungsort allein zu sein. Hier sind weitere unkonventionelle Maßnahmen 
und zusätzliche private Initiativen notwendig. Die Bundesregierung wird 
daher in der nächsten Zeit mit Organisationen der Jugendsozialarbeit 
und Jugendverbänden über Möglichkeiten beraten, wie Jugendlichen, 
die einen auswärtigen Ausbüdungsplatz wählen, geholfen werden kann. 

Die Länder fördern ebenfalls im Rahmen ihrer Öffentlichkeitsarbeit die 
Bereitschaft und Fähigkeit junger Menschen, Ausbüdungsplätze in ande- 
ren Regionen anzunehmen. Auch materielle Hüfen werden bereitgestellt, 
z. B. in Bayern und Niedersachsen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit 


83. Abgeordneter Kann die Bundesregierung bestätigen, daß von 

Dr. Rumpf den Regierungen Gambias und Senegals das 

(FDP) Staudammprojekt über den Gambia-Fluß nach 

wie vor gefordert wird, und was gedenkt die 
Bundesregierung im Hinbück auf die damit ver- 
bundene Vernichtung von 150 000 Hektar Man- 
grovenwald dagegen zu tun? 


Antwort des Staatssekretärs Lengl 
vom 17. November 1986 

, Ein entsprechender Antrag hegt zwar nicht von den Regierungen Sene- 
gals und Gambias vor; die eventuelle Errichtung eines Brückenstau- 
damms über den Gambia-Fluß ist aber von der OMVG (Organisation 
pour la Mise en Valeur du Fleuve Gambia) beabsichtigt, der Senegal und 
Gambia als Mitgüeder angehören. Eine Prüfung dieses Vorhabens durch 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) ist noch nicht abgeschlossen; 
nach vorläufigen Informationen ist jedoch nicht mit einem positiven 
Ergebnis zu rechnen. Vor weiteren Entscheidungen wird die Vorlage des 
Prüfungsberichts abgewartet. 


84. Abgeordneter 

Dr. Rumpf 

(FDP) 


Ist die Bundesregierung bereit, als Alternative 
zwei Fährschiffe zur Verfügung zu stellen, um 
die bessere Verbindung zwischen Gambia und 
Senegal herstellen zu können? 
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Antwort des Staatssekretärs Lengl 
vom 17. November 1986 

Es besteht bereits jetzt eine, wenn auch schlecht funktionierende Fähr- 
verbindung, an der für den Brückenstaudamm vorgesehenen Stelle. Ein 
Handlungsbedarf für die Bundesregierung ist nicht gegeben, da die 
Verbesserung des Fährbetriebs nach vorliegenden Informationen bereits 
durch einen anderen Geber in Aussicht genommen ist. 


Bonn, den 21. November 1986 
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